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I. 



Schon eine lange Reihe von Jahren ist verstrichen, seitdem ich 
einige Abhandlungcn»übcr eheliches Güter- und Erbrecht veröffentlicht 
habe. Das Bestreben, mich mit dem Frankfurter Recht in dieser 
Lehre vertraut zu machen, hatte mich allmählig zu einer eingehenden 
Untersuchung des ehelichen Güterrechts in Deutschland überhaupt 
geführt und ich gelangte immer mehr zu der Ueberzeugung, dass 
sich eine genügende ErkenntniBs desselben nicht erlangen lasse, wenn 
man nicht das Recht der deutschen Hauptstämme unter Berücksich- 
tigung der verschiedenen Zeiträume gesondert erforsche. Die Werke, 
welche damals (1834) als die bedeutendsten in dieser Lehre galten, 
beriefen sich auf die Rechtsquellen ohne genaue Unterscheidung der 
Zeiten und Länder, und stellten aus einzelnen meist dem Zusammen- 
hang entrissenen Sätzen der verschiedenartigsten Rechtsquellcn für 
die einzelnen Arten und Formen des ehelichen Güterrecbts ein System 
zusammen, das dann wieder zur Erläuterung und Ergänzung der ein- 
zelnen Statutar- und Partikularrechte dienen sollte, aber gerade we- 
gen dieser Vermischung heterogener Bestandteile seinen Zweck nicht 
erfüllen konnte. Doch war auch bereits die Bahn zu einer wissen* 
Bchaftlichcren Behandlung gebrochen. Unter der Annahme, dass die 
eheliche Gütergemeinschaft das eigentümliche Wesen des deutschen 
ehelichen Güterrechts sei, standen sich früher eine vorzugsweise 
römisch-rechtliche Auffassung, welche soweit möglich die Grundsätze 
der societas dabei anwendete, und eine germanistische entgegen, welche 
dem Verhältnis ein Gesammteigenthum unterstellte. Letztere An- 
sicht war besonders in den Werken von Lange (Rechtslehre von 
der Gemeinschaft der Güter unter den deutschen Eheleuten, Baireuth 
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1766), Scherer (die verworrene Lehre der ehelichen Gg. systema- 
tisch bearbeitet, 2 Thl. Mannh. 1799) und Dann (Handbuch des heu- 
tigen deutschen Privatrechts, fortgesetzt von Griesinger) vertreten, 
welche, in der Praxis grosses Ansehen genossen, während dem namentlich 
Fischer (Geschichte der teutschen Erbfolge, 2 Thl. Mannh. 1778) 
die Idee des Gesammteigenthums in gelehrter Weise zu begründen 
versuchte. Hasse aber hatte in seinem trefflichen Bevtrag zur 
Revision der bisherigen Theorie von der ehelichen Gg. nach deut- 
schem Privatrecht (Kiel 1808) die juristische Unmöglichkeit eines 
solchen Gesammteigenthums (coudominium plurium in solidum) nach- 
gewiescu und dadurch die Rechtshistoriker genöthigt, wenn sie nicht 
seiner eigenen Annahme, dass die Ehegatten als eine juristische Per- 
son aufzufassen seien, folgen wollten, eine andere Grundlage des 
deutschen ehelichen Gütcrrechts aufzusuchen. Dies musste zu einem 
Zurüekgehen auf die Quellen des Rechts führen und so entstanden — 
freilich erst nach einem längeren Zwischenraum, während dem [ab- 
gesehen von dem was Eichhorn in seinem grausen Werke über die 
deutsche Rechtagcschiehte leistete] die wissenschaftliche Bearbeitung 
dieser Lehre fast ganz ruhte, gleich als ob sie sich von dem Hasse’- 
schcn Angriffe erst wieder erholen müsste — fast gleichzeitig meh- 
rere werthvolle Untersuchungen über das eheliche Güterrecht einzel- 
ner Städte, wie von Gropp über Hamburg 1830, von Behn über 
Lübeck 1830, von Douandt und Berck über Bremen 1830 und 
1832, dann von Deiters die eheliche Gg. nach dem Münster’schcn 
Provinzialrecht (Bonn 1831) u. s. w. Die Resultate nun, die grade 
in diesen Werken aus der genauesten Durchforschung einzelner Stadt- 
rechte sich ergaben, zeigten deutlich, wie auf dem Wege, den ich für 
den richtigen erkannt, voranzukommen Bei: es konnten vereinzelte 
Quellen Citate, wie sie in Scherers Buch reichlich gegeben sind oder 
sich noch in G. Phillip’s Lehre von der ehelichen Gg. (Berlin 1830) 
finden, nicht genügen, sondern es war die Aufgabe, jede einzelne 
Rechtsqnelle nach ihrer Entstehung, in ihrem Zusammenhänge mit 
verwandten Rechten und in ihrer Entwicklung zu untersuchen. 

In der Jugend fürchtet man sich nicht vor weitaussehenden Plä- 
nen. Bald war mein Entschluss gefasst, ein umfassendes Werk Uber 
die Geschichte des ehelichen Gütcrrechts in Deutschland auszuarbeiten 
und ich ging mit Eifer an die Vorbereitungen dazu. Vor Allem 
machte ich mich mit den Quellen und der Literatur möglichst be- 
kannt, sammelte eine grosse Anzahl von Stadt- und Landrechten 
(deren Zusammenzubringen viel Zeit und Mühe kostete, da die alten 
Ausgaben bekanntlich nur schwer in einiger Vollständigkeit zu be- 
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kommen sind), durchforschte die Urkundcnsammlungen, legte nach 
Böhmer’s Beispiel ausführliche Regesten an und entwarf danach den 
Plan. Ich nahm 4 Perioden an; die erste, die Periode der Volks- 
rechte, sollte das eheliche Güterrecht der ältesten Zeit darstellen, die 
zweite sollte das Mittelalter bis zur Rcception des röm. Rechts um- 
fassen und in drei Abtheilungen das sächsische Land- und Stadtrecht, 
das fränkische Recht und das süddeutsche Recht behandeln, die dritte 
war bestimmt, die Gestaltung des ehelichen Güterrechts unter dem 
Einfluss des römischen Rechts und die Ausbildung der gemeinrecht- 
lichen Doctrinen zu zeigen, die vierte endlich, die kritisch historische, 
sollte mit HasBe’s oben bemerktem Werke beginnen und den jetzigen 
Standpunkt der Wissenschaft schildern. Daran sollte sich als Codex 
diplomaticus ein Abdruck der wichtigsten Quellen in chronologischer 
Ordnung anreiheu, da es mir zweckmässiger schien, die einzelnen 
Gesetze, Rechtsbücher u. s. w. vollständig so weit sie diesen Gegen- 
stand betreffen zu geben, anstatt sie in Form von Belegstellen zu 
den einzelnen Punkten zu zerrcisscn, so dass man sich erst mühsam 
wieder aus diesen vereinzelten Bruchstücken ein Bild des Ganzen 
zusammen suchen muss. Endlich sollte ein möglichst vollständiges 
Verzeichniss der Literatur beigofügt werden. 

Die Herausgabe des von dem Bürgermeister Thomas hinterlassenen 
Werks über den Frankfurter Oberhof gab mir 1841 die Veranlassung, 
nach mehrjähriger Unterbrechung dieser Studien aus den gemachten 
Vorarbeiten ein kleines Schriftchen unter dem Titel „Die Güter- und 
Erbrechte der Ehegatten in Frankfurt am Main bis zum Jahre 1509 
mit Rücksicht auf das fränkische Recht überhaupt“ als einen rechts- 
geachichtlichcn Versuch zu veröffentlichen. *) Mein Bestreben war zu 
zeigen, dass in allen fränkischen Gegenden Deutschlands zu dieser 
Zeit ein gleiches eheliches Güterrecht galt und dass dieses von dem 
Rechte des Sachsenspiegels (welches man gewöhnlich als den Aus- 
druck des gemeinen deutschen Rechts im Mittelalter ansah) wesent- 
lich abwich, indem es keine blos äusserliche sondern auch eine 
innere Vereinigung des ehelichen Vermögens unterstellte. Ich wies 
nach, dass das Freiburger Stadtrecht, die Landrechte von Jülich und 
Berg, das Bamberger Recht (das durch die verdienstvolle Arbeit 



') Beinahe gleichzeitig erschienen die trefflichen Untersuchungen von Panii 
über die ehelichen Erbrechte nach lübiachera Rechte (Lttb. 1840) und von Wäch- 
tor über das ältere Ehegüterrecht in Wiirtemberg (im ersten Theile seines Hand- 
buchs des in W. geltenden Privatrechts, Stuttg. 1839). Leider war mir letzteres 
Werk unbekannt geblieben. 
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Zöptl’s 1830 grade bekannt geworden war) und das Frankfurter 
liecht in allen wesentlichen Beziehungen übereinstimmten, und 
bezeiclmete dies Güterrecht als das System der gesummten 
Hand. 

Die kleine Schrift fand in- und ausserhalb Frankfurts nur geringe 
Beachtung. Sie wurde zwar als eine tleissige Arbeit anerkannt (z. B. 
Heidelb. Jahrb. 1842 N. 5, kritische Jalirb. 1842. S. 949), aber die 
ihr zu Grunde liegende Ansicht blieb unerwähnt und ein Recenseut 
in dem Archiv des historischen Vereins für Unterfranken (Bd. 7, 
Heft 2, Wiirzb. 1842, S. 190) war nicht abgeneigt, darin nur eine 
unfruchtbare Antiquitätenspielerei zu erblicken. 

Dies hielt mich jedoch nicht ab, meinen Plan weiter zu verfolgen 
und 1842 in der Zeitschrift für deutsches Recht VII. 80 eine kleine 
Mittheilung über das Kölner Recht und die gesammte Hand im 
Elsa88, sowie 1840 in Band X. einen grösseren Aufsatz über „die 
Fortbildung und Gestaltung des fränkischen ehelichen Güterrechts 
seit dem Eindringen des röm. Rechts“ zu geben, in welchem ich die 
eheliche Gg. und namentlich die oft als altfränkisch bezeiclmete Errun- 
genschafts-Gemeinschaft als ein Product dieser späteren Zeit nach- 
zuweisen suchte. Dank der grossen Verbreitung dieser trefflichen 
Zeitschrift, deren Eingang man bedauern muss, blieben meine Arbei- 
ten nicht unberücksichtigt und — wie ich wohl nicht ohne einige 
Genugthuung sagen darf — auch nicht ohne Einfluss auf die feinere 
Behandlung der Lehre vom ehelichen Güterrecht. Denn es ist seit- 
dem immer mehr anerkannt worden, dass bei Darstellung des älteren 
ehelichen Güterrechts das Recht der verschiedenen deutschen Stämme 
zu trennen sei und dass dem fränkischen Rechte nicht mindere Be- 
achtung gebühre als dem sächsischen, von dessen Auflassung es sich 
wesentlich unterscheide. Zwar hat Gerber in den Betrachtungen 
Uber das Güterrecht der Ehegatten nach deutschem Rechte (in seinen 
und Jherings Jahrbüchern Bd. I. Jena 1857 S. 238) und in seinem 
System des deutschen Privatrechts die Gütereinheit auf Grund- 
lage des Sachsenspiegels für die eigentliche Form des deutschen 
mittelalterlichen Güterrechts und gegenüber der als eine spätere Ver- 
irrung betrachteten Gütergemeinschaft für die regelmässige Grund- 
lage auch des jetzt geltenden Rechts erklärt, jedoch hält er es nicht 
für unzulässig, daneben eine grössere und zum Theil selbständige 
Gruppe aufzustellen, welche in dem Begriffe des fränkischen Recht« 
zusammengefasst werden kann; wenn schon er annimmt, dass das ältere 
fränkische Recht der gesummten Hand noch innerhalb der Sphäre der 
Idee der Gütereinheit liege und gerade nur, weil dasselbe nicht zu einer 
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ruhigen Ausbildung gekommen, sondern in willkührlicher Weise seit 
dem 16. Jahrhundert meist in allgemeine oder Errungenschafts-Gg. 
umgestaltet worden sei, cb unterlasst das fränkische Recht als eine 
geschlossene Gruppe bis zur neueren Zeit fortzufilhren. (Privatrecht 
8. Aufl. §. 227.) Dagegen hat P. Roth „Uber Gütereinheit und 
Gütergemeinschaft' 1 (in dem Jahrbuch des gern, deutschen Rechts, 
her. von Becker und Muther Bd. III. 1859. S. 313) nicht nur wie- 
derum die Ansicht verfochten, dass das im fränkischen Rechte ent- 
wickelte System der gesammten Hand mit Verfangenschaft von dem 
System der Gütereinheit, wie es Gerber als gemeines Recht des 
Mittelalters hinstelle (d. s. von einer hlos äusserlichen Vereinigung 
des ehelichen Vermögens) völlig verschieden Bei, sondern er ist noch 
weiter gegangen und hat nachzuweiseu gesucht, dass nicht nur in 
den fränkischen Gegenden, sondern auch in den übrigen nicht säch- 
sischen Theilcn Deutschlands im Mittelalter dasselbe Recht der go- 
sammten Hand gegolten habe, so dass eben das Recht, welchem 
Gerber ein so grosses Geltungsgebiet vindizire, sich nur auf das oBt- 
talischc Sachsen beschränke. Ja im Anschluss hieran hat A. liänel 
„die eheliche Gütergemeinschaft in Ostfalen“ (Zeitschrift ftlr Rechts- 
Geschichte lr. Bd. 1861 S. 273) sogar den Nachweis zu liefern unter- 
nommen, dass selbst in dem Territorium, was als Ostfalen im engeru 
Sinuc bezeichnet wird, nach den alten Rechten der Städte, nament- 
lich Goslar’s und Braunschweig’s, das System der gesammten Hand 
gefunden werden müsse. Ausgehend von dem Ergebnisse meiner 
Forschungen hat A. Schwarz „die Gütergemeinschaft der Ehe- 
gatten nach fränkischem Rechte“ (Erlangen 1858) die Güterordnuug 
der gesammten Hand als die gemeinsame Grundlage des fränkischen 
mittelalterlichen Rechts dargestollt und in dem Werke von G. Saud- 
haas „Fränkisches eheliches Güterrecht“ (Giessen 1866) liegt 
der Anfang einer ausführlichen Darstellung der ehelichen Güter- 
und Erbrechte nach den deutschen Rechten fränkischer Wurzel 
vor uns. 

Die Pflichten meines Berufs haben mir nicht die Müsse gelassen, 
die mit so grossem Eifer begonnenen Arbeiten fortzusetzen und ich 
musste mich darauf beschränken, den Forschungen Anderer auf dem 
mir lieb gewordenen Arbeitsgebiete zu folgen. So hat namentlich das 
Werk von Sandhaas mein höchstes Interesse erregt und die Freude 
an diesem Denkmale der fleissigsten und gewissenhaftesten Forschung 
wurde nur durch den Schmerz getrübt, dass ein frühzeitiger Hingang 
den Verfasser an der Vollendung seines grossartig angelegten Unter- 
nehmens verhindert hat. Mit nicht geringerem Vergnügen aber hat es 
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mich erfüllt, dass 4> e Idee de» Werkes, welche mich schon vor 30 
Jahren beschäftigte, jetzt in der „Geschichte des ehelichen Güter- 
rcchts in Deutschland“ von R. Schröder ihre Verwirklichung findet 
Auf den ersten Thcil, die Zeit der Volksrechte, (Stettin 1863) ist bo 
eben (Stettin 1869) des zweiten Theils (die Zeit der Rechtsbücher 
enthaltend) erste Abtheilung gefolgt, mit dem Separat-Titel „das ehe- 
liche Güterrecht in Süddeutschland und der Schweiz int Mittelalter". 
Der Verfasser geht nämlich auch von der Ansicht aus, dass sich das 
Recht dieser Zeit nur bei einer Sonderung der deutschen Stämme 
richtig darstellen lasse und so soll sein zweiter Theil in 3 Abtei- 
lungen das schwäbisch-bairische, das fränkische und das sächsisch- 
friesische Recht behandeln, ln dem süddeutschen Rechte findet er 
zwar auch mit P. Roth das Recht der gesammten Hand und viel- 
fache Spuren der Verfangenschaft, aber er ideutificirt es doch nicht 
mit dem fränkischen Rechte, sondern hat selbst einen Theil der süd- 
deutschen Lande, „die zahlreichen Pflanzstätten des fränkischen Rechts 
im alemannischen Lande, besonders in der Schweiz“ in die zweite 
Abteilung verwiesen. *) Seine dritte Abtheilung aber hat bereits 
einen trefflichen Vorläufer in F. v. Martitz „das eheliche Güter- 
rccht des Sachsenspiegels und der verwandten Rechtsquellen“ (Leip- 
zig 1867) erhalten. In diesem mit grossem Fleisse und wahrhafter 
Eleganz gearbeiteten Werke 5 ) wird nach einer ausführlichen Einlei- 
tung über die Quellen des sächsischen Rechts und dessen örtliche Be- 
grenzung die geschichtliche Entwicklung des ehelichen Güterrechts 
nach seinen beiden Richtungen als Land- und Stadtrecht gegeben und 
in letzter Beziehung namentlich hervorgehoben, einestheils, dass in 
den meisten Städten, die in dem Gebiete des Sachsenspiegel-Rechts 
lagen, in Folge der Germanisation der sächsischen Marken durch 
westfälische, fränkische und niederländische Colonisten schon frühe 
das eheliche Güterrecht sich abweichend von dem sächsischen ge- 
staltete, indem cs bald die westfälisch-niederländische Halbtheilung, 
bald das fränkische Drittcnthcilsrccht aufnahm, andernthcils, dass in 
vielen Städten, in welchen ursprünglich das sächsische Güterrecht 
galt, ja in Magdeburg selbst allmählig die Halbtheilung und gesammte 
Hand eindrang. 



>) Von besonderem Interesse sind seine Untersuchungen über die Morgengabe 
im süddeutschen Hechte. Vergl. auch Kraut in der Besprechung dieses Buchs 
in den Göttinger gelehrten Anzeigen 1868 S. 1641. 

') Vgl. darüber auch R. Sohin in den Göttinger gelehrten Anzeigen. 1867. 
S. 1900. 
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Da» Ergebnis» dieser neueren Forschungen endlich hat jetzt 
P. Roth iu einer „Gütereinheit und Gütergemeinschaft“ überschrie- 
benen Anzeige der obenerwähnten Arbeiten von Schröder, Hiiuel und 
Sandhaas, sowie der Gosen 'sehen Schrift (vgl. hier unter IV) in der 
kritischen Vierteljahrsschrift für Gesetzgebung und Rechtswissenschaft, 
Bd. 10 S. 109 (Münch. 1868) zusanunengefasst Er hat es als eine 
vollkommen erwiesene Thatsache constatirt, dass in den Ländern 
des fränkischen Rechts, nach der Bezeichnung des alten Reichsrechts, 
nämlich nicht nur in Franken, sondern auch in Schwaben, Baieru 
und Oestrcich, nicht das Recht des Sachsenspiegels, die s. g. Güter- 
einheit, sondeni die gesammte Hand mit Verfangenschaft die Grund- 
lage des ehelichen Güterrcchts bildete und erachtet damit die von 
manchen neueren Schriftstellern aufgestellte Behauptung, dass die 
Gütereinheit als das gemeine Recht des Mittelalters anzusehen sei, 
für den grösseren Theil der deutschen Länder als eine grundlose 
Hypothese beseitigt. Ja selbst Westfalen und der von Hanel speziell 
als Ostfalen bezeichuete Theil des Sachsenlandes muss von dem 
Rechtsgebiet der Gütereinheit ausgenommen werden. Damit verbindet 
dann Roth eine kurze aber lichtvolle Darstellung des Systems der 
gesammten Hand. 

Warum ich nun nach so langer mehr als 20jähriger Pause es 
mir erlaube, nochmals einen Aufsatz über eheliches Güterrecht zu 
veröffentlichen, hat seinen Grund darin, dass der Vorstand der juri- 
stischen Gesellschaft dahier einen Bericht über den „Entwurf eines 
Gesetzes über das Güterrecht der Ehegatten im Bezirk des Justiz- 
Senats zu Ehrenbreitstein“ wünschte, da dieser Entwurf auch für 
Frankfurt von Bedeutung werden könne, und ich auf sein Ansuchen 
das desfallsigc Referat übernahm. Ich verband damit einen Bericht 
über den gegenwärtigen Stand der Forschungen auf dem Gebiete des 
ehelichen Güterrechts und was ich so in mehreren Sitzungen der 
Gesellschaft vorgetragen habe, ist in den gegenwärtigen Mittheilun- 
gen, freilich in theilweise geänderter Form, wiedergegeben. 

H. 

Die Aufgabe, welche Sandhaas in seinem obenerwähnten Werke 
lösen wollte, war die Darstellung der ehelichen Güter- und Erbrechte 
nach den deutschen Rechten fränkischer Wurzel, und zwar sollte 
ebensowohl die älteste Gestaltung und weitere Entwicklung, als auch 
die dcrmalige unter dem Einflüsse des römischen Rechts entstandene 
Ausbildung dieses Instituts dargestellt werden. Obwohl aber der Ver- 
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fasser zehn Jahre hieran arbeitete, so konnte er bei seinem frühzei- 
tigen Ende doch nur den kleineren Theil seiner Aufgabe erledigen. 
Die Dogmatik des heutigen Rechts konnte er gar nicht mehr bear- 
beiten, von der Geschichte hat er nur das ältere Recht und das mitt- 
lere noch zum Theil behandelt. Das Werk, wie es jetzt vorliegt, gibt 
also weniger wie sein Titel besagt, bat aber auch als Bruchstück 
noch grossen Werth und enthält glücklicher Weise wenigstens die 
vollendete Schilderung zweier Institute, die zu den wichtigsten der 
ganzen Lehre und nicht blos dem Gebiete der Geschichte angehören, 
das Verfangeuschaftsrecht und das Grundtheilrecht. Denn 
ersteres hat noch vor wenigen Decennien in der preussischen Rhein- 
provinz zu grossen Streitigkeiten Veranlassung gegeben und letzteres 
ist sogar noch heutigen Tages in verschiedenen fränkischen Gegen- 
den in voller Geltung. 

Dem geschichtlichen Theile seines Werkes legte Sandhaas fol- 
genden Plan zu Grunde. In dem ersten Titel wollte er die älteste 
Gestaltung des ehelichen Güter- und Erbrechts darstellen, wie sie in 
den Rechtsdenkmälern zur Zeit des alten Frankenreichs enthalten 
ist, der zweite Titel sollte das mittlere Recht bis zur Rcception der 
fremden Rechte, und der dritte die Umbildung durch den Einfluss 
des fremden insbesondere römischen Rechts behandeln. Der zweite 
Titel sollte im ersten Capitel von der Einigung des Vermögens der 
Ehe im Ganzen, im zweiten von den der Ehe eigenthümlichen Ver- 
mögensarten handeln. Das erste Capitel aber sollte wieder in 3 Ab- 
schnitte zerfallen , ftlr welche die Verhältnisse bei Auflösung der Ehe, 
die Verhältnisse während der Ehe und das eheliche Sehuldenweseu 
bestimmt waren, von denen aber nur der erste Abschnitt vorliegt, 
während alles andere fehlt. Auf den ersten Anblick erscheint nun 
diese Anordnung unlogisch und wunderlich, da man eigentlich erwar- 
ten sollte, dass umgekehrt mit dem Rechte der bestehenden Ehe 
der Anfang hätte gemacht werden sollen. Aber grade für den ge- 
schichtlichen Theil ist sie gerechtfertigt, da die Entwicklung des ehe- 
lichen Gilterrechts wesentlich von der Art und Weise ausgiug, wie 
bei Auflösung der Ehe der überlebende Ehegatte sich mit den Kindern 
oder mit den Verwandten des verstorbenen auseinandersetzte. 

Das Werk beginnt mit einer Ueborsicht der Quellen, welche 32 
enggedruckte Seiten einnimmt und den Beweis liefert, welch unge- 
heures Material hier — noch neben der Literatur — verarbeitet wer- 
den musste. So umfassend aber auch dies Verzeichniss der Quellen 
ist, welche sich beinahe sämmtlich auch in meiner Büchersamm- 
lung befinden, so sind dem Verfasser immerhin noch einzelne ent- 
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gangen. 4 ) Aus dieser U ebersicht geht zugleich der territoriale Umfang 
des fränkischen Rechts hervor. Dasselbe, dessen Kenntniss filr die älteste 
Zeit uns die Lex Salica, die Lex ripuaria und die s. g. Ewa Cha- 
mavorum neben den Üapitularien, Formeln und Urkunden vermitteln, 
zerfällt nämlich für die spätere Zeit in 3 grosso Parthien, in die franzö- 
sische, in die flandrisch-holländische und in die deutsch-fränkische. Die 
ersten beiden sind von Sandhaas nicht weiter berücksichtigt worden, 
da er eben nur das deutsch-fränkische Recht im Auge hatte. Dies 
aber begreift: 

1) Ostfranken, d. h. den Mittel- und Obermain, namentlich Bam- 
berg, Nürnberg, Würzburg. 

2) Mittelfranken, d. h. den Untermain und Mittelrhein, namentlich 
Mainz, Worms, Oppenheim und insbesondere Frankfurt, dessen 



4 ) Zur Vervollständigung mögen daher nachstehende Nachrichten dienen: 

Colmar. Die Statuten, nach dem Schlussedict Freitag 11. Januar 1593 erlassen, 
sind sine loco et anno in Folio gedruckt, aber nicht gleichzeitig, da sich in 
dem Texte einige spätere Rathschlüsse von 1(100 etc. befinden. Ein Exem- 
plar dieses seltenen Buchs besitzt die Darmstädter Bibliothek X. 2115., ich 
selbst konnte nur eine schöne alte Abschrift erlangen. 

Eberstein, Grafschaft; die 1508 von Graf Bernhard von E. und Markgraf Phi- 
lipp von Baden gemeinschaftlich erlassene Landesordnung ist als Urkunde 38 
bei Krieg von llochfelden, Gesch. der Grafen von E., Carlsruhc 1836, abge- 
druckt Das Ehegüterrecht wird dariu nicht behandelt, wohl aber „recht 
und gewonheit der Verfangenschaft 1 darin erwähnt. 

Eisass. Ancien statutaire d’Alsace ou rccueil des actes de Notoriöt£ fournis en 
1738 et 1739 sur les statuta us et coutumes de cette province, public par 
Mr. d'Acon de Lacoutrie. Colmar 1825. Ein für die Kenntniss des Elsässer 
ehel. Güterrechts unentbehrliches Buch. 

Na 88 au. Gerichtsordnung der Graveschaft Nassaw, gedr. sine loco et anno in 
folio, dann gedr. Wormba 1535. fol. Sie ist von den Grafen Wilhelm zu 
Catzenellenbogen und Dietz, Ludwig zu N.-Saarbrücken und Philipp zu 
N.-Wiesbaden und Idstein zwischen 1516 und 1535 erlassen. Beide Drucke 
sind sehr selten. Wiederholt in E. Münch, Gescb. von Nassau- Oranicn, Tbl. 3. 

Zw ei brücken. Ich besitze eine „Undergerichts-Ordnung Unser Johannsen Pfalz- 
graven bei Rhein, Herz, in Bayern, Graven zu Veldenz und Sponheim“ 1578, 
4°., welche offenbar das Vorbild der Sponheimer Untergerichts Ordnung von 
1578 ist, da diese von demselben Pfalzgrafen Johann in Gemeinschaft mit 
Markgrafen Philib. von Baden erlassen wurde. 

Baden. Der Marggraffschafft Baden Statuten und Ordenungen in Testamenten 
Erbfellen und Vormundschafften. In fine: Gedruckt und vollendet in der 
löblichen statt Baden durch Reinharten Becker burger zu Strassburg vff 
vnser lieben frawenAbent presentationis 1511. kl. Fol. Ein Exemplar dieses 
seltenen Drucks befindet sich auf der Stuttgardter Bibliothek und habe ich 
mich aus dessen Einsicht überzeugt, dass es allerdings mit den Statuten 
der Herrschaften Lore und Mahlberg von 1566 ganz übereinstimmt. 
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Rechtszeugnisse unbedingt die Hauptquelle ftlr das mittlere 
Recht sind, 

3) Westfrauken, d. h. den Niederrhein, also Köln, Jülich, Berg, 
Cleve, Trier, Geldern 1 , Limburg, wozu noch einzelne französi- 
sche und niederländische Gegenden kommen, welche sich im 
späteren Mittelalter nicht der in Frankreich und in Flandern- 
Holland, sondern der im deutschen Franken vorherrschenden 
Richtung anschlossen, wie Artois, Brabant, Lothringen, Lüttich, 
Luxemburg u. s. w. 

4) Alt-Hessen. 

6) Eisass, Burgund und einen Theil von iSchwaben, namentlich 
Altwllrtemberg und Altbaden. 

In dem ersten Titel, der also das älteste Recht behandelt, 
gibt Sandhaas die Darstellung des s. g. Mundialsystems oder der 
äusseren Gütervereinigung in der Hand des Ehemanns. Hervorzu- 
heben ist dabei seine Ansicht über die eheliche Errungenschaft in 
dieser ersten Periode. Bekanntlich wird schon in den ältesten Quel- 
len eine solche erwähnt und der Ehefrau der dritte Theil daran zu- 
gewiesen. Es wurde dies bisher zumeist als ein Erbvorthcil der 
Wittwe und der Ehemann als der alleinige Eigenthümer alles dessen 
angesehen, was er und seine Frau in der Ehe erarbeiteten. Sand- 
haas aber ist der Meinung, dass auch schon während der Ehe die 
eheliche Errungenschaft den Gegenstand einer wahren Gemeinschaft 
zwischen den Ehegatten gebildet habe (S. 83), während er freilich 
auch zugibt, dass das ältere Recht sich dieses Princips in seiner gan - 
zen juristischen Schärfe nicht bewusst gewesen sei.*) Ausserdem be- 
tont er mit Recht den Einfluss, welchen die unter den Ehegatten sehr 
üblichen gegenseitigen Vergabungen von Todeswegen auf das Güter- 
recht hatten und begründet (S. 104) daraus den Unterschied zwischen 
dem späteren französischen Güterrecht, welches sich der gesetzlichen 
Form des alten Rechts namentlich in der Ausbildung des Witthums 
oder douaire auschloss, und dem späteren deutsch-fränkischen Rechte, 
welches die zuerst auf den ausdrücklichen Vergabungen beruhenden 
Erb- und Leibzuchtsrechte des überlebenden Ehegatten in gesetzliche 
verwandelte und damit sowohl eine Gleichstellung der Verftigungs- 
rechte des Mannes über seine eigenen und die Güter der Frau als 



‘) Auch Schröder I. 84 findet in dieser tertia collaborationis, die er mit der 
Morgengabe in Verbindung bringt, die erste Spur einer Gütergemeinschaft. Es 
bedarf aber dieser Punkt doch noch näherer Untersuchung. Bedenken gegen die 
Annahme einer Gg. finden sich im lit. Centralblatt 1064 Sp. 1843 ausgesprochen. 
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auch eine innigere Vereinigung des gesammten ehelichen Vermögens 
schon während der Ehe hcrbeifUhrte. 

Der zweite Titel behandelt das mittlere Recht und zwar, wie 
schon gesagt, im ersten Abschnitt die Verhältnisse bei Auflösung der 
Ehe. Saudhaas hat es nun nicht für zweckmässig erachtet, die ein- 
zelnen Rechte und Statuten überhaupt nach den dann eintretenden 
Normen zu gruppiren, so dass man gleich ersehen könnte, was die- 
selben hierüber bei beerbter und unbeerbter Ehe bestimmen und wie 
sie danach zu einander gehören, sondern er hat es vorgezogen, die 
bei beerbter und unbeerbter Ehe eintretenden Verhältnisse getrennt 
zu behandeln. Während dadurch — und weil nun auch die Beleg- 
stellen' aus den einzelnen Rechtsquellen getrennt Vorkommen — der 
Charakter der letztem sich der leichteren Einsicht entzieht, hat diese 
Methode doch den Vortheil, jede einzelne Gestaltung des Rechts in 
allen ihren Ddtails vor die Augen zu führen. Zuerst beschäftigt sich 
nun Saudhaas mit dein seltneren aber einfacheren Verhältnisse, dem 
Falle der unbeerbten, d. h. kinderlosen Ehe. Hierbei (S. 125) 
unterscheidet er drei Formen oder Gruppen. Der überlebende 
Gatte wird nemlich entweder Alleinerbe des verstorbenen in dessen 
gesummtem Nachlass, was vor Eindringen des römischen Rechts 
die Regel in dem ganzen östlichen Franken, in Althessen und Alt- 
würtemberg , im Eisass und in den schwäbiBch-burgundischen Gegen- 
den bildete. Oder der überlebende Gatte erhält die Mobilien und den 
Immobiliar-Errungenschafts-Antheil des verstorbenen zum Eigenthum, 
an den zugebrachten Liegenschaften desselben aber nur Lcibzuchts- 
reclite. Dies ist das Recht im mittleren Franken, namentlich in Frank- 
furt. Oder drittens der conjux superstes erbt nur die Fahmiss 
des verstorbenen und erhält die Leibzncht an dessen Antheil der er- 
rungenen so wie an dessen eingebrachten Liegenschaften. Dies 
war mit seltenen Ausnahmen im ganzen westlichen Franken der Fall. 
Von ganz besonderem Interesse ist hierbei in Beziehung auf das 
mittelfränkische und speziell das Frankfurter Recht die Erörterung 
der Frage, ob das Leibzuchtsrecht des überlebenden Ehegatten sich 
auf alle inferirten Liegenschaften des verstorbenen erstrecke oder sich 
nur auf diejenigen beschränke, welche der Verstorbene durch Erb- 
schaft erworben habe, bo dass dessen andere in die Ehe eingebrachten 
Immobilien dom überlebenden Gatten eigenthümlich anfieleu. Da in 
den Frankfurter Urkunden die hinterfalligen Güter zumeist auch als 
altes Erbe bezeichnet werden, so habe ich s. Z. die Ansicht ver- 
treten , dass unter den hinterfalligen G Utern nur solche Liegen- 
schaften zu verstehen seien, welche durch Familien -Erbgang er- 

2 
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worben worden. Es war nach meiner Ansicht gerade nur die Eigen- 
schaft eines Gutes als eines alten Familien-Besitzes, welche dessen 
Uelrergaug aus der Familie verhinderte. Wenn aber ein Gatte vor 
der Ehe Güter selbst erkauft oder auf sonstige Weise erhalten, nicht 
aber von Verwandten ererbt hatte, so fielen diese nach seinem kinder- 
losen Tode an den überlebenden Gatten und nicht an die Ver- 
wandten. Dies ist jetzt anders; der Begriff von altem Erbe existirt 
nicht mehr bei uns, sondern ist in dem der Immobiliar-I Daten auf- 
gegangen, aber auf die frühere Zeit kann daraus kein Schluss gezo- 
gen werden. Andere Juristen, namentlich Wächter (Handbuch des 
in Würtemberg geltenden Privatrechts), haben indessen die entgegen- 
gesetzte Meinung verfochten, Sandhaas aber hat sich (S. 148) nach 
ausführlicher Erwägung aller einschlagenden Momente ihnen nicht an- 
geschlossen, obwohl er zugibt, dass eine vollkommen sichere Entschei- 
dung bei der Beschaffenheit der Rechtsquellen kaum thunlich sei. 
lind ich muss gestehen, dass, so sehr ich für Frankfurt von der Rich- 
tigkeit meiner Ansicht überzeugt bin, cs mir doch ebenso möglich 
erscheint, dass an andern Orten diese Beschränkung auf ererbtes Gut 
nicht bestanden hat oder schon frühe weggefallen ist Den Schluss 
dieses Unterabschnittes (von S. 208 —250) bildet eine eingehende Be- 
trachtung über die Beschaffenheit der Leibzucht oder des Beisitzes 
des überlebenden Ehegatten, und die Verschiedenheit dieses Rechtes 
von dem römisch rechtlichen Ususfructus), wie dann der', Leibzüchter 
im Falle echter Roth selbst zur Vcräusserung berechtigt war (S. 222). 

In dem zweiten Unterabschnitt, dem noch übrigen umfassenderen 
Theile seines Buchs, behandelt Sandhaas den häufigeren und wich- 
tigeren Fall der beerbten Ehe. Wenn nemlich bei dem Ableben 
des einen Gatten Desccndenz vorhanden ist , soll nach dem fränki- 
schen Rechte des Mittelalters entweder V e r fan ge n s clia ft oder G ru nd - 
theilung oder die s. g. gesetzliche Einkindschaft eintreten. 
Obwohl aber Sandhaas in seiner Darstellung diese dreifache Gestal- 
tung der Erbverhältnisse eoordinirt, so verkennt er doch nicht, dass 
nur die Verfaugenschaft das eigentlich fränkische Recht, räumlich 
über alle fränkischen Gebiete — in Städten und auf dem Lande — aus- 
gedehnt (S. 257 — 271) und schon in den ältesten Quellen dieser Pe- 
riode enthalten ist. Die beiden andern Formen sind zwar auch schon 
vor dem Eindringen des römischen Rechts in einzelnen fränkischen 
Gegenden vorhanden (so findet sich im 14. Jahrhundert das Grund- 
theilrccht im östlichen Franken und in einem Theile von Würtem- 
berg, die gesetzliche Einkindschaft aber tritt später im östlichen 
Franken au dessen Stelle), aber cs sind nur Modificationen des alten 
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Rechts, hervorgerufen durch «las Bedürfnis«, die uuläugbaren Hiirten 
und Nachtheile des ursprünglichen Rechtes zu mildern und dasselbe 
mit den theilweise geünderten Verhältnissen der späteren Zeit in Kiu- 
klang zu bringen. 6 ) 

Die Verfangenschaft erscheint nbmlich allerdings als ein so eigen- 
thümliches und das eheliche Gütervcrhältniss so wunderlich gestalten- 
des Institut, dass man weder die mancherlei Ausgleichung«- Versuche 
auffallend finden noch es den späteren Romanisten verargen kann, 
wenn sie es als einen unnatürlichen und dem wahren Rechte wider- 
strebenden Gebrauch bezeichnen. 

Das deutsche V'erf angenschaftsrcclit 7 ), bestand nun im 
Wesentlichen darin, dass bei dem Absterben des einen Gatten — 
wenn die gesammtc lland zerbrochen war — die sänuut- 
liehen ehelichen Immobilien , gleichviel woher sie stammten , den 
Kindern anfielen, d. h. es wurde denselben das Eigcuthum aller dieser 
Liegenschaften für den Fall des Todes des überlebenden Ehegatten 
in der Art gesichert, dass dieser zur Veräusserung derselben, Noth- 
falle ausgenommen 6 ), ohne Einwilligung der Kinder nicht schreiten 
konnte. Diese Liegenschaften hiessen dann verfangene, zu einer 
Hand erstorbene, einhändige Güter. Der überlebende Ehegatte 
erhielt dagegen neben dom freien Eigenthum an säunntlichcu ehe- 
lichen Mobilien die lebenslängliche Leibzucht an den Immobilien und 
brauchte selbst bei zweiter Ehe mit den Kindern nicht abzutheilen. 
Heirathete er aber, so verlor er das Recht, in Nothfällen diese ver- 
fangenen Güter auzugreifen , und wurden in dieser zweiten Ehe 
Kinder erzeugt, so hatten diese an die Verfangenschaft der ersten 
Ehe gar keinen Anspruch, umgekehrt aber hatten die Kinder erster 
Ehe auch durchaus keinen Antheil an den Liegenschaften der zweiten 
Ehe, vielmehr fielen diese ebenso wieder ausschliesslich als ver- 
fangenes Gut an die Kinder zweiter Ehe. Dazu gehörte also nament- 
lich auch der Immobiliarerwerb, den der pareus superstes in seinem 
Wittwenstande gemacht hatte und über den er auch während des 
Wittwenstandes frei verfügen konnte. Starb daher der conjux binubus 



f ) Ich habe daher in meinen früheren Arbeiten, indem ich von den Modifiea- 
tionen dos alten Rechtes sprach, eine besondere Darstellung des Grnndthcilrcchts 
nicht gegeben und verdanke nun dem Werke von Sarulhaas die Einsicht, dass 
dies Recht von grösserer Bedeutung war als ich annahm. 

T ) So heisst es Sandhaas, um die Einwirkung französischer oder ffondriscb- 
holländischer Rechtssitte auszusehliessen, S. 261. 

*) Hier war aber ein besonderes Verfahren vorgeschrieben, S. 330. 

2 * 



Digitized by Google 




16 



in zweiter Ehe zuerst, so nahm der zweite Gatte alle Mobilien an 
sich, die Kinder erster Ehe erhielten die verfangenen Liegenschaften 
erster Ehe ausgehändigt und den Kindern zweiter Ehe wurden die 
Liegenschaften zweiter Ehe vorbehaltlich der Leibzucht ihres parens 
verfangen. Waren also in einer Ehe zufälliger Weise keine Liegen- 
schaften vorhanden, so erhielten die Kinder bei einer solchen Ver- 
theilung schlechthin nichts. Starb aber der conjux binubus nach 
seinem zweiten Gatten, so wurden die Mobilien und was etwa in dem 
zweiten Wittwcrstande an Immobilien erworben war, zwischen den Kin- 
dern beider Ehen getheilt 

Das sind natürlich nur die Grundzüge des Verfangenschaftsrechts 
wie es sich in seiner regelmässigen Gestalt zeigt, denn in einzelnen 
Rechten kommen auch Abweichungen vor. Das IVtail aber wird von 
Sandhaas ausführlich erörtert und es lässt sich daraus ersehen, zu 
welchen Zweifeln und Verwicklungen dieses Recht häufig genug An- 
lass gab. Beispielsweise mögen hier die Fragen angeführt werden, 
ob die Eltern diese Ansprüche oder W artrechte der Kinder beschränken 
oder auflieben könnten (S. 275), ob Güter, an denen der eine Gatte 
nur Wartrechte hatte, bei Auflösung der Ehe auch den Kindern ver- 
fangen wurden und dem Lcibzuclitsrechte unterlagen (S. 315), ob 
Liegenschaften, die dem Gatten in der ersten Ehe als verfangenes 
Gut unfielen, in der zweiten Ehe aber erst wirklich in seinen Besitz 
kamen, nun den Kindern erster oder zweiter Ehe gehörten (S. 415), 
ob, wenn ein wartberechtigtes Kind starb, sein Wartrecht nur auf 
seine Geschwister oder auch auf den überlebenden parens überging 
(S. 303), ob die Kinder über ihr W r artrecht verfügen, beziehungs- 
weise die Güter bei Lebzeiten des Leibzüchters und unbeschadet 
der Leibzucht veräussern durften oder nicht (S. 346) u. s. w. Wie 
schwierig die Entscheidung solcher Fragen sein musste , ergibt sich 
aus der Untersuchung, welche sich bei Sandhaas S. 443 — 457 über 
das Prinzip des Instituts der Verfangenschaft findet. Eb handelt sich 
darum, welches Recht dem überlebenden Gatten, welches den Kindern 
au den verfangenen Gütern zustand, d. h. ob die Kinder sofort Eigen- 
thttmer dieser Güter wurden oder nur gesicherte Successiousrechte 
erhielten, ob also der überlebende parens nur Nicssbrauch daran 
hatte oder das Eigenthum. Nur wenige Rechtsquellen sprechen 
sich hierüber bestimmt aus, die Gelehrten aber wollen entweder 
«■ zwischen deu Gütern des verstorbenen und jenen des überlebenden 
Gatten unterscheiden und wenigstens das Eigenthum der letzteren 
dem superstes zuschreiben, oder sie erklären die Kinder für Eigen- 
thümer aller verfangenen Güter oder sie Rind grade der umgekehrten 
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Ansicht und meinen, dass dem überlebenden Gatten das Eigenthum 
an denselben ohne Ausnahme zustehe. Während die meisten und 
darunter alle älteren Germanisten der zweiten Ansicht folgen, hat 
sieh Sandhaas nach dem Vorgänge von Stockmanns für die erste 
entschieden, aber seine Gründe haben mich nicht überzeugt. Grade 
das Princip der gesummten Iland — die Verschmelzung aller Güter zu 
einer Masse — scheint mir nicht vcreinbarlich mit einer solchen 
nachträglichen Sonderung. 

Wie man sich nun auch den Ursprung des Verfangensehaftsrechts 
verstellen mag — Sandhaas S. 458 hält cs für den gewohnheitsrecht- 
liehen Niederschlag des Inhalts der Eheverträge — , es musste häufig 
die Verhältnisse der Betheiligten sehr ungünstig gestalten, indem bald 
der überlebende Gatte durch das Festlegen der Liegenschaften be- 
nachthciligt, bald in Ermanglung von Immobilien das Erbrecht der 
Kinder gefährdet wurde. Es machte sich daher schon frühe und vor 
dem Eindringen des römischen Hechts das Bestreben geltend, durch 
mancherlei Bestimmungen ein Correctiv für diese Missstände zu schaffen. 
So wurden in manchen Rechten im Interesse der Kinder gewisse 
Mobilien für immobil erklärt (8. 391), die Ansprüche der erstchclichcn 
Kinder auf die Immobilien der ersten Ehe im Interesse der zweit- 
ohelichcn Kinder beschränkt (8. 409), die Verfangenschaft im Interesse 
des überlebenden Gatten für einzelne Arten von Liegenschaften be- 
seitigt u. s. w. Offenbar demselben Bestreben verdankt auch — wie 
schon bemerkt — das Grundtheil recht seine Entstehung (8.595). 

Dasselbe tritt nemlich in der Regel erst bei der zweiten Ehe 
des überlebenden Gatten ein: bis dahin bestand Verfangenschafts- 
recht, d. h. die säramtlichen Immobilien waren den Kindern verfangen 
und superstes hatte daran die Leibzucht, sowie das Eigenthum der 
Mobilien, zu deren Veräusserung er nur nach einzelnen Statuten nicht 
befugt war. So wie aber superstes wieder heirathet, muss er das ge- 
summte eheliche Vermögen und was im Wittwenstande dazugekommen, 
mit den Kindern theilen, was nach den einzelnen Rechten bald nach 
Köpfen, bald nach bestimmten Quoten geschieht, und was nun die 
Kinder bei dieser Thcilung erhalten, gilt uicht blos als ihr Antheil 
an dem Nachlasse des verstorbenen parens, sondern auch als Abfin- 
dung von der Erbschaft ihres überlebenden parens, sowohl zu Gunsten 
der Stiefgeschwister und des Stiefparens, als auch insofern, dass der 
parens binubus darüber frei verfügen kann (8. 544), wenn etwa die 
zweite Ehe kinderlos bleiben und er auch den zweiten Gatten über- 
leben würde. Grade dieser völligen Auseinandersetzung wegen wird 
hier von einer Grundtheilung gesprochen. 
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Auch von diesem Institute gibt nun Sandhaas von S. 463 — 595 
eine detaillirte Darstellung unter Hervorhebung der mannigfachen Ver- 
schiedenheiten, welche sich in den einzelnen Statuten linden. So er- 
halten bald der superstes, bald die Kinder einen Mobiliar-Voraus, nach 
manchen Statuten wird auch das selbständige Vermögen der Kinder 
mit in die Grundtheilung hineingezogen (S. 483, 521), in der Regel 
haben nur die Kinder das Recht auf die Thcilung bei zweiter Ehe 
des parens zu dringen, während andere Statuten es auch dem letzteren 
gestatten, überhaupt oder bei zweiter Ehe die Theiluug vorzunehtnen 
(S. 503); endlich wenn die Grundtheilung unterlassen worden war, 
lassen bei dem Tode des eonjux binubus einzelne Statuten conse- 
quenter Weise die Auseinandersetzung nach den Grundsätzen desVcr- 
fangenschaftsrechts geschehen, andere haben für diesen Fall besondere 
Bestimmungen getroffen, wie namentlich das Würzburger Recht, an- 
dere lassen das gesetzliche Einkindschaftsrecht eintreten. 

Auch dieses Recht ist nur eine Modification des Verfangenschafts- 
rechts und wird daher z. B. von Wächter auch nur mit diesem Namen 
bezeichnet. Ebenso wie schon frühe die nachtheiligen Folgen des 
Vcrfangensehaftsrcchtes durch die s. g. Einkindschaftsverträge be- 
seitigt wurden, so wurden solche auch an manchen Orten üblich, an 
denen das Grundthoilrecht galt, weil dasselbe — namentlich wo sich 
der überlebende Gatte mit einem blossen Kopftheile begnügen musste 
— nicht minder drückend war, und so wurde zuletzt in diesen Gegen- 
den das gesetzliche Einkind sc haftsrecht eingeführt. Hiernach 
braucht superBtes bei zweiter Ehe keine Grundtheilung vorzunehmen, 
sondern er hat den erstehelichen Kindern einen s. g. Voraus zu be- 
stellen, welchem unter Umständen ein Vorbehalt für den zweiten 
Gatten oder dessen Kinder entspricht, und wenn er stirbt, gebühren 
dann den Kindern aus beiden Ehen gleiche Erbrechte an dem go- 
sammten erst- und zweitehelichen Vermögen. Kommt es aber nicht 
zu einer zweiten Eho, so bleibt es in der Regel ganz bei den Be- 
stimmungen des Verfangenschaftsrechts. Auch hier gibt nui Saud- 
haas S. 596 — 701 eine genaue Darstellung und hat wiederum eine 
Menge Verschiedenheiten nach den einzelnen Statuten aufzufithreii. 
So ist z. B. an manchen Orten nur dem überlebenden Manne dies 
Einkindschaftsrecht zugestanden, während die Frau zur Grundtheilung 
verpflichtet ist 

1 )en Schluss des Werkes bilden einige Beilagen, welche die un- 
gemeine Sorgfalt beurkunden, mit welcher Sandhaas sich der Quellen- 
Analyse hingab : eine Darstellung der Verhältnisse bei Auflösung der 
Ehe nach den oberhessischeu Stadt- und Amtsbräuchen , und die 
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Uebersicht der ehelichen Erb- und Leibzuchtsrechte in Ober- und 
N iederlothringen. 



in. 

Sandhaas hat in seinem eben besprochenen Werke da» s. g. 
kleine Kaiserrecht unter die Quellen des mittleren fränkischen 
Rechts nicht aufgenommen, jedoch hat er sich mehrfach (S. 145. 204. 
271. 700) auf dasselbe bezogen und namentlich angegeben, dass es 
in seiner ursprünglichen Fassung reines deutsches Verfangenschafts- 
recht statuire, womit er denn auch dcu fränkischen Ursprung dieses 
Rechtsbuchs anerkennt. Gleichzeitig hat Julius von Gosen iu 
seiner Inauguralabhandlung „das Privatrecht nach dem kleinen Kaiser- 
rechte“ (Ileidelb. 1866) nicht nur Uber das Alter und die Hcimath 
dieser Rechtsaufzeichnung gehandelt, sondern auch das darin ent- 
haltene eheliche Gütcrrecht als fränkisches Recht genau erörtert 9 ). 
In erster Beziehung spricht er sich dahin aus, dass das Kaiserrecht 
spätestens in der ersten Hälfte des 14. Jahrhunderts in dem fränki- 
schen Hessen entstanden und in dem fränkischen Thcile von Mittel- 
deutschland noch bis zum Ausgange des Mittelalters benutzt worden 
sei. Man wird ihm hierin unbedingt zustimmen können, obwohl mir 
für seine Angabe, dass es auch in Frankfurt im Gebrauch gewesen 
sei, noch keinerlei Beweis aufgestosscu ist und ich überhaupt be- 
zweifele, dass es eine grosse praetische Anwendung gefunden habe. 
Schon der Umstand, dass es in dcu ersten Zeiten der Druckerei nie- 
mals gedruckt wurde, während doch andere Rechtsbücher häufig im 
Drucke erschienen, lässt schliesscn, dass es schon frühe in Vergessen- 
heit geratheu oder nur in einem sehr beschränkten Kreise gebraucht 
worden ist. Aber auch der Character des Rechtsbuchs fiihrt auf 
dasselbe Ergebniss. Denn dasselbe, welches iu auffallender Weise 
den Kaiser hervorhebt und den ganzen Rechtszustand auf ihn zurück- 
fuhrt (eine Auflassung, die iu solchem Umfang niemals practisch 
war), erscheint nicht sowohl als eine Zusammenstellung geltender 
Rechtssätze durch einen gerichtskundigen Mann, als vielmehr wie der 
Versuch eines theoretischen Lehrbuchs, iu dem der Verfasser sich be- 



Ende mann, der durch Beine Ausgabe des Kayserrechts (nach der Hand- 
Bchrift von 1372 in Vergleichung mit andern Handschriften und mit Anmerkungen, 

Cassel 1846) dieses Rechtsbuch zuerst eigentlich benutzbar gemacht, hat auch * 

nicht einmal die leiseste Andeutung, dass hier ein Recht mit Verfangenschaft 

vorliege. 
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muht, eine Uebersicht de» Rechtswegen» aufzustellen. Und obwohl 
er hierbei von einem rein weltlichen Principe ausgeht, so möchte er 
doch wohl ein Geistlicher gewesen sein. Darauf deutet wenigstens 
die Art seiner Citatc hin; nirgends beruft er sich auf einzelne be- 
stimmte Gesetze oder Gebräuche, sondern die feierliche Formel „denn 
es steht geschrieben“ muss immer aushelfen. Was dann die Dar- 
stellung des ehelichen Güterrechts im Kaiserrechte betrifft, so unter- 
scheidet Gosen S. 108 zwei Systeme desselben; nach dem einen 
bleiben die Ehegatten trotz der äusserlichen Vereinigung des Ver- 
mögens die KigenthUmer ihrer eingebrachten Güter, nach dem zweiten 
erscheint (bis beiderseitige Vermögen als eine einzige Masse, an 
welcher, als Einheit gedacht, jedem der beiden Ehegatten Eigenthum 
zustehet, was jedoch >S. 132 nur als Miteigenthum zu ideellen Theileu 
aufzufassen ist. Das ersten 1 ist der Fall , wenn ein Wittumsvertrag 
errichtet wurde, durch den der Frau ftlr den Todfall des Mannes 
eine lebenslängliche Versorgung — und zwar mir an liegendem 
Gut — bestellt wird i0 ), im andern Falle, wenn kein Wittum be- 
stellt worden, tritt das Recht der gcsammtcu Hand mit Verfangen- 
schaft ein. In dieser Annahme stimmt also Gosen mit Sandhaas 
überein und obwohl in dem Kaiserrecht der Ausdruck „Verfangen- 
schaft“ nicht vorkommt, so ist doch die Sache seihst vorhanden 11 ). 
Ja, Sandhaas S. 700 hat bei der grossen Schärfe, mit der er die 
Quellen prüft, in dem Kaiserrechte je nach den verschiedenen Texten 
sogar eine doppelte Auffassung der Verfangenschaft gefunden; wäh- 
rend nach der ursprünglichen Textirung in II. 97. 102 die sümmt- 
lichen Liegenschaften den Kindern verfangen waren, haben einzelne 
jüngere Handschriften durch Einschaltung weniger Worte den Sinn 
geändert und eine Beschränkung der Verfangenschaft bewirkt. Doch 
möchte ich nicht, wie Sandhaas, hierdurch die Verfangenschaft auf die 
errungenen Güter beschränkt sehen; mir scheinen diese Einschal- 
tungen nur den Zweck zu haben, die eigenen Immobilien des über- 
lebenden pareus von dem Bande der Verfangenschaft zu befreien. 
Gosen ist auf die Bedeutung dieser Einschaltungen nicht aufmerksam 
geworden, obwohl er die Frage, ob das Rechtsbuch die verfangenen 



*°) Man wird hierbei an den Gegensatz erinnert, welcher nHeh den späteren 
Stadtrechten, z. 11. der Nürnberger Hcforniation, (vergl. Zeitschritt ftir deutsches 
liecht X. 19) zwischen den Ehen mit Gcding und den unbedingten oder versarn- 
inctcn Ehen obwaltet. 

'*) K. Maurer in der Anzeige dieses Buchs iu der krit. Vicrteljahrsschriit 
IX. 101. 107, will nicht unbedingt zustimmen. 
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Güter als Eigenthum der Kinder oder des überlebenden Ehegatten 
ansehe, nicht unerörtert gelassen hat**). Wenn aber Gosen meine 
Auflassung, dass man in der früheren Zeit den Kindern an den ver- 
fangenen Gütern nur das Recht des verstorbenen parenB eingcrauiut, 
später aber Eigen thum daran zugestanden habe, auch für Frankfurt 
bestreitet, und den überlebenden Ehegatten als Eigenthümer betrachtet, 
so übersieht er, dass die Reformation von 1609 meine Ansicht be- 
stätigt, und dass nach deutschem Rechte auch der blose Lejibzüchter 
zu einer Veräusserung bei rechter Noth berechtigt war. 

IV. 

Die von mir 1841 gegebene Darstellung des älteren Frankfurter 
Rechts ist durch die neueren Arbeiten von Schwarz, Roth und* 
Sandhaas als richtig bestätigt worden und nur Uber einzcbie 
Nebenpunktc wurden abweichende Ansichten ausgesprochen. So hat 
z. B. Saudhaas S. 365 meine Annahme, dass der überlebende 
Gatte als Leibzüchter an den hinterfälligen Gütern Sicherheit dafür 
auf Verlangen habe leisten müssen (S. 63), bestritten und wie ich 
zugebe, mit gutem Grunde. Wie aber diese Güterordnung der ge- 
summten Hand, welche ich S. 80 als eine Rechtsgemeinschaft zwi- 
schen den beiden Gatten als verschiedenen Rechtssubjecten aber Theil- 
nehmern zu ideellen Tbeilen an dem einen Rechtsobjcct der ver- 
einigten Gütenuasse bezeichnet habe, und ob sic in dieser Weise auf- 
zufassen sei, haben Schwarz und Roth nicht näher erörtert. Letzterer 
erachtet S. 356 die Bestrebungen, das Rechtsverhältnis zu formuliren, 
— es als socictas, juristische Person, communio juris oder Gesammt- 
Eigcnthum aufzufassen, ftir bedeutungslos, wie in ähnlicher Weise 
Stomann (das Güterrccht der Ehegatten im Gebiete des .Tüt’schen 
Low, Kopenhagen 1857, 8. 5 bis 7) alle diese Versuche einer festen 
Begriffsbestimmung verwirft, um schliesslich die Gatten als Reclits- 
subjccte der gemeinschaftlichen Vermögensmasse, aber ohne ideelle 
und ohne reelle Antheile, zu erklären — wobei man dann freilich mit 
Friedlieb (in s. Anzeige in den Jahrbüchern für Landeskunde der 
Herzogth. Schleswig - Holstein und Lauenburg, Bd. 2, 1869, S. 311) 
fragen muss, wie dies überhaupt möglich sei. Schwarz aber, der 



<9 Seiner Ansicht, dass sich über diese Frage überhaupt kein allgemeines 
Priucip aufstellen lasse, vielmehr die Auffassung nach Orten und Gegenden ver- 
schieden gewesen sei, stimmt auch Ruth in der krit. Viertelj. X. 180 bei. 
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in §. 33 <lio rechtliche Natur der fränkischen allgemeinen Gg. be- 
handelt und die verschiedenen oben erwähnten Auffassungen zurtlck- 
weist, weil sie ohne Ruchsicht auf das frühere liecht der gesammten 
Hand aufgestellt worden seien, beschränkt sich darauf S. 105 diesem 
Recht den Begriff des römischen Miteigenthums für ganz fremd zu 
erklären und 8. 16 das Wesen der gesammten Hand nach ihren ein- 
zelnen Wirkungen zu zeigen. Es ist daher doppelt zu bedauern, 
dass Snndhaas in seinem Buche nicht soweit gekommen ist, sich dar- 
über zu äussem. 

Dass die Güterordnung der gesammten Hand mit Ver- 
fangenschaft in Frankfurt bis zum Jahre 1509 bestanden habe 
und erst durch die Reformation von diesem Jahre beseitigt worden 
sei, ist eine anerkannte Thatsacho. Jedoch lässt sieh nicht bezwei- 
feln, dass schon vorher, wie dies z. B. auch bei den letztwilligen 
Verordnungen der Fall war, manche römisch-rechtliche Anschauungen 
sich geltend machten, und dass es an Bedenken über die Statthaftig- 
keit einzelner dem römischen Rechte direct zuwiderlaufender Gewohn- 
heiten nicht gefohlt hat, zeigen die RathsprotokoUo aus jener Zeit 
Schon 1498 wird beschlossen, den Schöffen zu 'sagen, nachdem man- 
cherlei Gebrechen an Rechten lange Zeit geschwebt und wider das 
Recht gebraucht wird, dass sie mit Rath der Gelehrten eine Refor- 
mation und Ordnung den Rechten gemäss für Hand nehmen sollten i5 ). 
Denn unter diesen Rechten wird eben nur das römische Recht ver- 
standen, dessen Anerkennung als gemeines geltendes Recht bereits 
durchgedrungen war. **) Selbst die bekanntesten Sätze des alten Ehe- 
Gliterrcchts mussten nochmals besonders als alte Gewohnheit bezeugt 
werden, und auch dies schützte sie nicht immer vor dem Schicksal, 
als wider das Recht laufend von den gelehrten Verfassern der Refor- 
mation beseitigt zu werden. Zum Beweis dient nachstehender Ein- 
trag 16 ) in dem sogenannten Bürgermeisterbuche des Jahres 1506 
und flg., Folio 84 : 

Feria secunda post Vincent. 

Item uff inontag Sant Paulus tag conversionis anno XV C . 
septimo **) sint Schöffen und Rathspersoncn jnn der Ge- 



,J ) Vgl. LcrBner Krankt. Chr. Tbl II. S. 148. Thomas Oberhof S. 97. 

'*) Vgl. C. A. Schmidt die Rcccption des röm. Hechts in Deutschland. 
Rostock 1868. S. 217. 

IS ) Herr Archivar Dr. Kriegk hatte die Freundlichkeit, mich auf denselben 
aufmerksam zu machen. 

'*) Also 25. Januar 1507, was auch der zweite Wochentag nach St. Vincent ist. 
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meyn 1T ) v(3 sonderlichem Befclh dos Rats samcntlich vcrbotten ge- 
west vnd vnder anderra vmbfrage beschcen vnd sunderlich uff diese 
zwen uachgeschricben artikel die evnem iglichen Ratsfreunt mit- 
sanipt anderen drien Artikeln guter Zyt da vor heym gegeben sin 
sich dar vff halten zu bedenken vnd was ir eyner vss erfarung nit 
wissen soliches by den alten verstendigen vßerhalb Rats wes inen 
davon wissen sin erlernen. Item der erst artikel ob eyn offenbarlich 
kondich vnd notoria gewonkeit si das das lest vnder zweyen eluten 
lebende, zwischen welchen keyn Verschreibung ufgericht oder Testa- 
ment gemacht ist, one vnderscheit alle farend hab jne Erbschaftsweise 
erobert auch jm fal so keyn ligend giitcr snndor allcyn farende hab 
vnd jnn abstigender Linien Kinder furhanden sind. 

Der ander ob auch eyn offenbarlich gewonheit sy das das lest- 
lebende one alle vnderscheit by den ligendeu guteren Eynen bysess, 
hab mitsampt aller nutzung vnd niessung sin leptage lang, on an- 
gesehen die erben jnn abstigender Linien. 

Daruff ist eynhelliglieh durch den inererteil des Rats beschlossen, 
diese zwen Artikel wo nit sunderlich vorsehribung oder testament uff- 
gericht sin das die bemelten .Artikel irs Inhalts jnn dieser Stat Franck- 
furt also von alter vnd lenger dann menschen gedenken geübt und 
hergebracht sien, haben falle etwan Hel gesehen jnn beredung der 
Ehe die bemelten Artikel für eyn gewonheit von den alten hören 
furweuden die sie auch etwan dick selbst vff den Hochzytcn zu 
machen furgewent haben und also jnn gemeyner Vbung vnd gebruch 
allenthalben jnn dieser Stat gewest das bis itzt nycmant dar widder 
gehandelt hat 

Es lässt sich ucmlich nur annehmen, dass diese genaue Erkundi- 
gung nach dem Recht des überlebenden Gatten auf die siimmtliche 
Fahrniss und den lebenslänglichen Beisitz an den Liegenschaften, 
selbst wenn Kinder vorhanden, den Zweck hatte, diese alte Gewohn- 
heit zu retten. Aber in Betreff der Fahrniss gelang dies doch nicht 

Die Absicht der Reformation von 1509 ging nicht dahin, das bis- 
herige Recht, — die alten Gewohnheiten und Uebungen, welche bis 
dahin nicht „beschrieben“ waren und daher zu „viel Irrthum und Zwi- 
speltigkeit“ Veranlassung gaben, — aufzuzeichnen, sondern es sollte der 
Rechtsznstand dem gemeinen Rechte oder dem gemeinen kaiserlichen 
Rechte gemäss geordnet und die alten Gebräuche „der doch eins 
teyls jetzundt on vndcrscheidt fttr ontüglich angesehen werden“ sollten 



<’) D h ohne die 3tc Bank. 
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beseitig, oder doch mir noch in so weit bestätigt werden, als sie sich 
mit dem kaiserlichen liechte vereinbarlich zeigten, ln der Lehre vom 
ehelichen Gilterrcchte führte dies zu einem gänzlichen Uinstos» des 
alten Systems der gesummten Hand, an dessen Stelle zwar nicht un- 
bedingt das römische Dotalrecht, aber doch eine damit verbundene 
Neubildung gesetzt wurde. Dies geschah indessen nicht durch eine 
systematische Aufstellung des neuen Rechtes, sondern es wurden die 
einzelnen alten Bräuche, die den Rechten ungemäss befunden waren, 
abgeschatft und was an deren Stelle treten sollte, wurde jeweilig bei- 
gefügt. So wurde im Titel de testameutis der bisherige Brauch, dass 
die Eltern einander in ihrem Testament sich geerbt und ihre Kinder 
darin mit nichts bedacht haben, aufgehoben und bestimmt, dass die 
Eltern „nach vennögo der Rocht“ ihre Kinder zu Erben machen 
oder enterben müssten. Im Titel de bonis cedendis uno ex conjugi- 
bus praemoriento wurde der bisherige Irrthum, dass auch die liegen- 
den Güter des Letztlebendcn den Kindern einhändig geworden, ab- 
gethan und dagegen dem Letztlebendeu die Macht gegeben, über 
diese Güter zu disponiren nach seinem Willen und vermöge der 
liecht. Im Titel de successione conjugum in bonis simul apportatis 
wurde nach einer Bestimmung, welche Güter fortan in Frankfurt für 
unbeweglich und für beweglich zu erachten seien , dem überlebenden 
Gatten bei beerbter Ehe die Hälfte der Fahrniss des Verstorbenen, 
bei kinderloser Ehe die ganze Fahrniss sammt dem Beisitz an dem 
auf die Kinder oder Erben gefallenen übrigen Einbringen des Ver- 
storbenen zugewiesen. Der folgende Titel de bonis constaute matri- 
monio quacsitis erklärt das in dor Ehe erworbene Gut für beiden 
Eheleuten gemein und soll dasselbe bei Auflösung der Ehe halb auf 
die Kinder, halb auf den letztlcbeuden Gatten, bei kinderloser Ehe 
aber ganz auf den letzteren fallen, wenn der zuerst sterbende nicht 
anders verfügt hat. Im nächsten Titel de debitis ante matrimonium 
vcl eo constante contractis per superstitem solvendis wird das ehe- 
liebe Scbuldenwesen geordnet. Wenn der letztlebende Gatte den 
Ususfruct an den liegenden Gütern und die ganze Fahroiss erhält, 
musste er auch alle vor und in der Ehe gemachten Schulden bezah- 
len, will er sich aber dieser Vortheile entschlageu, so hat er nur die- 
jenigen Schidden zu zahlen, die ihn selbst betretten. Hatten die Ehe- 
gatten vermischte Güter, so muss in diesem Falle der letztlebcude 
bei Gericht um Absonderung seiner Güter bitten, doch gilt dies nur 
von den Eheleuten, die nicht Handel oder Kaufmannschaft trieben, 
denn sonsten soll auch die Frau in ihren zugebrachten Gütern und 
ihrer Zugift (dos oder paraferualia) keinen „vßzug“ haben, da hier 
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beide Gatten in solidum haften. Weiter wird im Titel de litteris do- 
talibua bestimmt, dass inskünftig die Brutlaufbriefe sich nur ad dotem 
et donacionem proptcr nuptias das ist zu beiden Zugiftcn erstrek- 
ken sollen: wird darin auch Über andere Güter ein Geding gesche- 
hen, so wird dies erst durch den Tod — wenn es also nicht bei Leb- 
zeiten widerrufen worden — bekräftigt. Endlich hebt der Titel de 
liberis ex diversis matrimoniis procreatis den bisherigen Brauch auf, 
dass die ersten Kinder alle liegenden Güter an sich genommen haben 
und führt die Erbfolge nach Ordnung gemeiner Rechten ein. 

Mit diesen einzelnen Anordnungen war also die bisherige ge- 
summte Hand und die Verfangenschaft, obwohl diese Benennungen 
gar nicht Vorkommen, vollständig beseitigt. Wie in vielen späteren 
Rechten des mittleren und westlichen Frankens ist auch hier das ge- 
meine Gut auf die eheliche Errungenschaft beschränkt worden, wäh- 
rend dem die von den Gatten eingebrachten Güter deren Sondereigen- 
thum bleiben. Dass aber damit für die Güter der Frau das römische 
Dotalreeht eingeführt worden, lässt sich nicht behaupten. Zwar kann 
ich der Meinung von C. Malss (zum Güterrecht der Ehegatten in 
Frankf. 1863 S. 5) nicht boistimmen, dass die Verfasser der Refor- 
mation, weil sie die Dos und ihre Privilegien nur so beiläufig er- 
wähnen, nicht die vollkommen bewusste Absicht gehabt hätten, das 
römische Dotalrecht einzuftlhren, sondern nur die römische Terminologie 
gelegentlich und unwillkührlich angewendet hätten. Denn die Doctores 
juris, denen die Abfassung der Reformation aufgetragen war, gingen 
ersichtlich von der Ansicht aus, dass das gemeine kaiserliche Recht 
— das römische — selbstverständlich das geltende sei und sic sahen 
es so sehr als die Grundlage ihrer Arbeit an, dass ihnen der Bezug 
darauf im Allgemeinen genügte und eine Aufnahme der einzelnen 
Detailbestimmungen ganz unnöthig schien. Aber die Praxis folgte 
nicht der Theorie : die alte Auffassung, dass in der Ehe alle Güter 
zu dem gemeinschaftlichen Gebrauche der Ehegatten bestimmt seien, 
liess sich durch den römisch rechtlichen Unterschied der Dotal- und 
Paraphemal-Gtitcr der Frau nicht beirren und so kann man mit 
Malss S. 9 allerdings sagen , dass durch die Reformation nur ein 
nach deutschen Anschauungen abgeartetes Paraphernal - System her- 
gestellt worden sei. Es war dies auch nicht eine Eigentümlichkeit 
des Frankfurter Rechts, sondern wie namentlich Fr. Rathmann 
(einige Worte über eheliches Güterrecht nach heutigem gemeinen 
Rechte in Deutschland, Chemnitz 1859) nachgewiesen hat , ist über- 
haupt in Deutschland das reine römische Dotalsystcm nicht Rechtens 
geworden. Während das römische Recht nur zwei Klassen des 
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Frauenputs kennt, dos welche gesetzlich in das Eigeuthuin des Mannes 
übergeht, und paraphema, woran gesetzlieh gar keine Rechte an den 
Manu übergehen, woran aber die Frau dem Manne mancherlei Be- 
fugnisse der Verwaltung und Benützung einräumen kann, wurde in 
Deutschland eine Dreithcilung des Frauenguts üblich; nur die 
s. g. bona recoptia, Spill- oder Einhandsgüter, welche die Frau sich 
speziell vorbehielt, kamen nicht unter die Hand des Mannes, alle ihre 
anderen Güter, gleichviel ob bona dotalia oder paraphernalia, kamen 
aber darunter und der Unterschied zwischen diesen beiden verschwand 
oft gänzlich. Grade dieses Verhältnis ist es, was die Reformation 
Fol. 25 mit dem Ausdruck „vermischte Güter“ bezeichnet, d. h. es 
war dann das sämmtliche Gut der beiden Ehegatten mit alleiniger 
Ausnahme der Spillgüter in der Hand des Mannes so vereinigt und 
vermischt, dass es nach Aussen Dritten gegenüber als eine Masse 
erschien. 

Wie schon bemerkt, unterscheidet die Reformation von 1E09 nur 
zweierlei Gut der Eheloute, die von ihnen in die Ehe cingebrachten 
oder darin ererbten Güter, welche Eigenthum des einzelnen Gatten 
bleiben (abgesehen von den Rechten des Ehemannes an den Illateu 
der Frau) uud die den Ehegatten gemeinschaftliche Errungenschaft. 
Die Reformation weicht darin von manchen andern fränkischen Rech- 
ten ab, welche auch die eingebrachte Fahrniss als ein Gemeingut be- 
trachten und somit eine s. g. Particular-Gg. statuireu. Während nun 
aber die meisten Rechte, welche gleich der Reformation nur eine 
Errungenschafts-Gemeinschaft kennen, auch bei Auflösung der Ehe 
und bei der ehelichen Erbfolge nur zwischen den inferirten und den 
errungenen Gütern unterscheiden, ohne deren Qualität als liegend oder 
fahrend zu beachten, (vgl. meinen Aufsatz über die Fortbildung 
und Gestaltung des fräuk. ehel. Güterrechts, in der Zeitschrift für 
deutsches Recht X. 46 und H. G. K u rz das churf. Mainz’sche Land- 
recht, Aschaffonb. 1866) hat die Reformation die Erbfolge in die ein- 
gebrachten Güter verschieden angeordnet, je nachdem diese in Liegen- 
schaften oder in Fahrniss bestehen, und sie lässt diese verschiedene 
Vererbung nicht nur wie einige Rechte (Zeitschrift X. 55) bei kinder- 
loser Ehe cintreten, sondern auch bei beerbter Ehe. Die Reformation 
steht in dieser Auflassung eigentlich allein, wie ich in der Zeitschrift 
X. 57 bereits hervorgehoben habe, denn selbst das diese Auffassung 
theilende churpfalzische Landrecht ist dem Fratikf. Rechte nur nach- 
gebildet, und sie nähert sich damit, indem sic die inforirtc Fahrnis» 
bei Auflösung der Ehe in gleicher Weise wie die Errungenschaft be- 
handelt, so sehr den Rechten der Particulargütergemeinschaft, dass 
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ihr auch schon durante matrimonio eine solche zu unterstellen ver- 
sucht wurde, wie andererseits in Rechten mit Particular - Gg. auch 
nur eine Errungenschaft- Gg. gefunden werden wollte. 

Ich kann nicht umhin liier des schönen und lehrreichen Aufsatzes 
von E. Hoffman n Über die Schuldenzahlung bei der particulären 
ehelichen Gg. (in dem Archiv fiir practische Rechtswissenschaft Bd. 2, 
Marburg 1854, S. 191 flg.) zu erwähnen. Der Verfasser behandelt 
hier grade die späteren fränkischen liechte und unterscheidet drei 
Classen derselben, je nachdem sie entweder alle Mobilien und die 
errungenen Immobilien oder nur die Errungenschaft gemein werden 
lassen oder aber neben der Errungenschaft auch eine besondere Ver- 
erbung der eingebrachten fahrende Habe des zuerst sterbeuden Ehe- 
gatten statuiren. Zu dieser letzteren Classe rechnet er das Frank- 
furter Recht, aber auch das Sobnser Landrecht und tadelt mich S. 247, 
weil ich es zur ersten Classe gezählt habe, ohne dass mich jedoch 
seine Gründe überzeugt hätten 18 ). 

Die erneuerten Frankfurter Reformationen von 1578 und 1611 
haben den Character des 1509 geschaffenen Rechts im Wesentlichen 
nicht geändert, sondern geben nur ausführlichere Bestimmungen und 
grösseres Ddtail, aber es lässt sich nicht sagen, dass sic dadurch ein 
einheitlicheres Ganze geschaffen oder die mancherlei aus' der Vermischung 
des nationalen und des fremden Rechts entstandenen Misstände be- 
seitigt hätten. Auch die einzelnen später erfolgten Verordnungen 
haben hier nicht viel geholfen. 

Die erneuerte Reformation handelt im dritten Theil von „Ehe- 
beredungen, Heuratsbricffen, Eheleuten, Einkindschaften und was 
denen anhängt“. Aus den 10 Titeln dieses Theils ist Folgendes 
hervorzuheben. 



**) Die Solraser Landordnung enthält keine Bestimmung über das während 
der Ehe geltende Güterrecht, sondern handelt Theil II, Titel 28 nur von Erbschaft 
Manns und Weibs gegen einander. Hier aber wird in §. 5 und f> die eingebrachte 
und errungene Fahrniss nicht getrennt und es ist daher von manchen Gelehrten 
für das Solmser Recht eino Gemeinschaft der Mobilien und der Imniob.- Errungen- 
schaft angenommen worden. Ich habe mich dieser Ansicht angeschlossen, weil 
ich im Zweifel denjenigen Güterstand statuire, der am wenigsten von dem alten 
fränkischen Recht abweicht. Umgekehrt erblicken Andere darin nur eine Err.- 
Gemeinschaft , weil diese weniger von dem gemeinen römischen Recht abweicht 
Wie Roth und Meibom kurhessisches Privatrecht I. 381 bezengen, hat sich 
dafür auch die Praxis in Kurhessen entschieden. In Nassau ist dies auch der Fall. 
In gleicher Weise wird in der Praxis auch die Nassan-Katzencllenb. Landesord- 
nung aufgefasst, vgl. Pinders im neuen Archiv für Preuss. Recht, IV. 303. 
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Der 2. Titel lässt es dabei bleiben, dass die Eben mit Oeding, 
d. h. mit Bestimmung der Zugift oder Ehesteuer, und der Wider- 
legung geschlossen werden können, doch sollen Erbschaften nicht 
durch Eheberedungen vermacht und derartige Bestimmungen erst 
dann für kräftig gehalten werden, wann sie unwiderruflich durch den 
Tod bestätigt sind (§. 5). Was aber die Ehegatten zur Zugift oder 
Widerlegung an liegenden Gütern oder Gülten einander zubringen, 
sollen sie zu vcräussem nicht Macht haben (§. 9). 

Der 4. Titel bestimmt, dass ein Ehegatte, der aus vorderer Ehe 
Kinder hat, seinem zweiten Gatten nicht mehr als ein Kindestheil 
vermachen darf (§. 2) und vor der Hochzeit seine und des verstor- 
benen Güter (§. 6) inventiren lassen soll. 

Der 6. Titel verordnet, dass wenn zwei Gatten in stehender Ehe 
liegend Gut mit einander kaufen, dieses ihnen gemein und die Währ- 
schaft deswegen ihnen beiden sämmtlich geschehen soll (§. 1). Nur 
wenn ein Gatte mit eigenem Geld — er habe dies erobert, ererbt, 
oder aus seinen anerstorbenen liegenden Gütern erlöst — liegende 
Güter erwirbt, sollen sie ihm allein gehören (§. 2). Aber die ge- 
meinen Güter wie die Güter die einem Gatten allein zustehen, sollen 
nur mit Willen beider Gatten veräussert werden (§. 3, 4). 

Der 7. Titel behandelt die Schulden der Eheleute. Das Letzt- 
lebende, das den Beisess der liegenden Güter und dazu die ganze 
oder halbe fahrende Habe eigeuthümlich erhält, solle alle Schulden 
vor oder in der Ehe oder wie sonst gemacht, voll bezahlen (§. 21. 
Will es sich dieser Vortheile ganz entschlagen, so hat cs nur die 
Obligationes und Schuldverschreibungen, die ihn mit besagen, zu sei- 
nem Theil zu bezahlen (§. 3). Will es aber den Beisess und die 
halbe Fahrniss nicht zusammen, sondern deren nur eins annehmen. 
so ist es auch an des Verstorbenen Schulden nur pro rata betheiligt 
(§. 4). Ein solcher Verzieht und die Separation der vermischten Güter 
muss aber vor Ablauf des Dreissigsten vor Gericht geschehen (§. 8). 
Dazu sind auch nur Eheleute berechtigt, die keine Kaufhändel, 
Ilnndthicrung oder anderes Gewerbe betreiben (§. 11). Eheleute, die 
einen gemeinen Ilundel treiben oder offene Wirthschaft halten, müs- 
sen in solidum die Sohtdden , die sie mit einander gemacht, bezahlen 
(§. 12) und die Frau hat wegen ihrer Zugift, der Widerlegung oder 
anderer eingebraehten Güter keinen Vorzug (§. 13). Wenn aber der 
Mann ohne sein eheliches Weib handelt, sollen deren Güter, es sei 
dos oder paraphernalia, für dos Mannes Schuld nicht verhaftet sein, 
falls das Weib rechtzeitig die Mittel der Rcnuneiation und Separa- 
tion braucht (§. 18). Auch Handwerker, Weingärtner u. dergl. haben 
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diese beneficia nicht (§. 20, der in der Ref. von 1578 fehlt). Was 
hierin auf den Todesfall angeordnet ist, gilt auch im Falle eines 
Concurses während der Ebo (§. 21). Der ausführliche 10. Titel von 
Einkindschaftcn ist längst veraltet 

Im fünften Theil beschäftigt sich sodann die Reformation mit 
den Erbschaften ausserhalb Testamentes. 

Hier wird im ersten Titel (§. 6 — 11), von der Succession der Kin- 
der aus unterschiedlichen Ehen, nochmals die Abschaffung des alten 
Missbrauchs (d. h. der Verfangenschaft) bestätigt und den Kindern 
erster Ehe ihr väterliches oder mütterliches Erbgut gewahrt. 

Der 4. Titel handelt von Erbschaft der Eheleute in den Gütern, 
die sie zusammenbringen oder die ihnen in stehender Erbe anerster- 
ben. In Ermanglung von Heirathsbriefen und Kindern erhält der 
Letztlebende den Reisess an allen liegenden Gütern des Erstverstor- 
benen sein Lebcnlang , aber alle zugebrachte und ererbte Fahr- 
niss desselben erblich zum Eigenthum (§. 3) wie denn schon in Theil 
2, Titel 3 und Theil 3 Titel 3 §. 4 ausführlich angegeben ist. welche 
Güter in Erbschaften für liegend zu erachten seien. I Unterlässt aber 
der erstverstorbene Gatte eheliche Kinder, so erhalten diese seine 
liegenden Güter und die Hälfte seiner fahrenden Habe, während die 
andere Hälfte dein überlebenden Gatten zufüllt, nebst dem lebens- 
länglichen Beisess an dem, was seine rechten Kinder von ihrem ver- 
storbenen parena ererbt haben (§. 4—7). 

Im 5. Titel wird von Erbschaften der Eheleute in den Gütern, 
so sie in stehender Ehe bei einander samptlich erzeugen und erobern, 
gehandelt. Zuerst wird in §. 2 bestimmt, was Errungenschaft sei, nem- 
Iich solche Güter, „welche zwei Eheleute in stehender Ehe bei einander, 
sei es durch ihr eins (doch dass desselbig Ehegemüeht keinen eigenen 
sondern Handel führe) oder sie beide mit ihrem mühsamen Fleiss, gute 
Haushaltung und fursichtige Geschicklichkeit über dasjenige, was sie 
beiderseits zusammengebraeht haben, durch den Regen Gottes erobern 
und an sich bringen.“ Doch durften die Eheleute auch ilir Sondergut 
gemein machen (§. 7). Sind nun keine Kinder vorhanden, so sollen 
diese liegenden und fahrenden errungenen Güter dem letztlcbcnden 
Ehegatten eigenthümlich zufallen und bleiben (§. 9), sind aber Kin- 
der vorhanden, so sollen diese Güter halb auf die Kinder halb auf 
den letztlcbcnden Gatten erblich versterben und fallen, vorbehältlich 
des letzteren ßeiscss an dem Theil seiner Kinder (§. 10). 

Weiter wird im 0. Titel verordnet, dass diese Erbgebühr nur 
dann stattfindet, wenn die Eheleute treulich bei einander bleiben, und 
im 7. Titel, dass kein Gatte dem andern diese Gebühr und was etwa 
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in den Eliepacten bestimmt sei, aus gefasster Gräme letztwillig ent- 
ziehen dürfe, doch jeder Gatte die Macht habe, über seine zuge- 
brachten Güter und seinen halben Theil der errungenen Güter nach 
seinem Gefallen zu testiren. 

Den Beschluss macht der 8. Titel von dem „Usufruct und Beisess, 
so der letztlebend Ehegemahel vermüg dieser Reformation helielt“. 
Insbesondere wird hier dem Nutzniesser auferlegt, auf Verlangen 
Caution zu leisten und die hinterflilligen Güter zu inventiren. 

Zu diesen Bestimmungen der Reformation kommen nun noch ein 
gemeiner Bescheid des Raths vom 24. Juni 1734, wonach die Be- 
schaffenheit der zugebrachten Güter, ob sie mobil oder immobil seien, 
juxta tempus illationis bcurtheilt, und wenn zugebrachte Güter in der 
Ehe veräussert worden sind, ohne dass hei Auflössung der Ehe dafür 
Ersatz geleistet werden könne , der Verlust vennög der allhicr ge- 
wöhnlichen societatis bonorum conjugalis gemeinschaftlich, d. h. nach 
Hälften getragen werden soll (Beyerbach Sammlung der Verord- 
nungen der Reichst. Fr. I. S. 70), ein gemeiner Bescheid vom 
21. Sept. 1758 über die Entziehung oder Schmälerung der Statut- 
gebühr (ib. I. S. 73), wonach ein Ehegatte Uber das Eigenthum an 
seinen Liegenschaften, Uber die seinen Kindern hcimfallende halbe 
Fahmiss und seine Errungenschaftshälfte verfügen kann, die Concura- 
ordnung vom 10. Januar 1837 (Gesetz-Sammlung V. 248), welche der 
Ehefrau eines Falliten gestattet, ihre noch vorhandenen in die Ehe 
eingebrachten Güter aus der Gantmasse zu separiren und sic im 
Uebrigen wegen ihres unter der Verwaltung des Ehemannes stehen- 
den Vermögens und der Widerlage in die 6. Rangclasse locirt unter 
der in der Reform. I. 49 §. 5 ausgesprochenen Voraussetzung (dass 
sie nemlich mit ihrem Manne keinen gemeinen Handel etc. getrieben 
und ihm nicht durch üppiges Wesen zu seinem Verderben geholfen 
hat), endlich das Gesetz vom 5. Novcmb. 1860 über die Gleichstellung 
der Ehefrauen im Güterrechte (Gesetz-S. X. 343). Hiernach steht 
allen Ehegatten ohne Unterschied des bürgerlichen Gewerbes das 
Recht auf Absonderung der Güter zu, jedoch bleiben für dessen Gel- 
tendmachung im Uebrigen die gesetzlichen Fristen und Vorschriften 
fortbestehen. Ehegatten, welche eine Handlung ftlr gemeinschaftliche 
Rechnung betreiben wollen, haben sich nach dem llandels-Gesetz- 
buche zu richten: ist es ein sonstiger Geschäftszweig, so müssen sie 
eine Erklärung desfalls ausstellen, die auf dem Protest-Comptoir auf- 
zubewahren ist. 

Dies sind also im Wesentlichen die Materialien, aus welchen das 
System des Frankf. ehelichen Güterrechts errichtet werden soll. Es 
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beruht in erster Linie auf dem Unterschied dor eingebrachten und 
der errungenen Güter. Tn Beziehung auf letztere aber zeigt sich eine 
zweifache Auffassung. Bekanntlich richtete sich in früherer Zeit die 
Eigenschaft eines Gutes als errungen eben nur nach dem Umstande, 
ob dasselbe in der Ehe erworben war; für den Begriff der Errungen- 
schaft kam es nicht darauf an, ob das Vermögen durch irgend einen 
Erwerb- Aet vermehrt worden und noch weniger wurde sie darnach be- 
rechnet, ob schliesslich nach Abzug der beiderseitigen Hinten noch 
etwas weiteres vorhanden war, vielmehr war die Thatsache entschei- 
dend, dass ein neues Vermögensstück erworben wurde. Es ist diese 
natürliche Auffassung der errungenen Güter sehr begreiflich , wenn 
man bedenkt, dass es sich dabei nur um Liegenschaften handelte, 
denn das rechtliche Schicksal der Fahrhabe war, gleichviel ob infe- 
rirt oder errungen, so sehr dasselbe, dass auf diesen Unterschied 
nichts ankam. Ob aber eine Liegenschaft ererbt oder in der Ehe er- 
worben war, blieb allen Interessenten auch ohne Inventar leicht im 
Gcdächtniss und hatte überdies seine grosse Bedeutung für die näch- 
sten Verwandten. ’ Es änderte auch daran nichts, ob das neue Gut 
aus dem eingebrachten Baarvermögen des einen Gatten oder selbst 
aus dem Erlöse eines eingebrachten Immobile angeschafft; worden war. 
Nur allmählig drang das Surrogat- Princip ein, so dass wenigstens 
das für ein inferirtes Immobile neu nngeschaffte auch ohne besondere 
Verabredung an des ersteren Stelle trat. Diese Auffassung ist z. B. 
in der chur-cöllnischen Rechtsordnung von 1063 ausgesprochen 
(vgl. meinen Aufsatz in der Zeitschrift X. 41) und gilt noch heutigen 
Tages in der Grafschaft oder dem Veste Recklinghausen. Obwohl 
ncinlich dies Vest in Westfalen liegt, so bildete es doch einen Bo- 
standtheil des Erzstifts Cöln und erhielt dadurch auch das fränkische 
Recht, wie es im Erzstifte Cöln galt. Die llecklinghäuser Gg. nähert 
sich daher der hiesigen in vielen Punkten und dio Darstellung der- 
selben — welche zuletzt A. C. Weiter in seinem „Handbuch Uber 
das eheliche Gütcrrccht in Westfalen“ (Paderborn 1861) S. 118 — 135 
gegeben hat — ist auch für das hiesige Recht von grossem Interesse. 
Die Reformation von 1500 steht nun offenbar auf demselben Stand- 
punkt und in Thl. III., Titel 6 der em. Ref. blickt noch deutlich 
dieselbe Auffassung durch. Aber sic ist in Thl. V, Tit. 5 und noch 
bestimmter in dem gemeinen Bescheid von 1734 verdrängt worden 
durch die Characterisirung der Errungenschaft als des bei dor Tren- 
nung der Ehe über die beiderseitigen Hinten hinaus noch vorhandenen 
Vermögens, womit dann an Stelle eines einfachen thatsächlichcn Ver- 
hältnisses eine künstliche Etatwirtbschaft mit Abrechnungsverfahren 
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getreten ist, wie Gerber (Jahrbücher I. 250) richtig bemerkt. In 
Beziehung auf diese Errungenschaft besteht daher zwischen den Ehe- 
gatten, wie der oben erwähnte Bescheid von 1734 sagt, eine socictas 
bonorum conjugalis zu gleichen Theilen und es ist diese Bezeichnung 
dahin zu verstehen, dass diese socictas nicht schlechthin nach den 
Vorschriften des römischen Rechts zu bcurtheile», sondern durch den 
Zweck der Ehe modificirt ist. Daraus folgt, dass kein ehelicher so- 
eius auf Realtheilung klagen oder seinen Antlieil eigenmächtig an 
einen Fremden veräussem kann. Es liegt hier ein Miteigentum 
zweier in einer organischen Verbindung, in einer Genossenschaft ste- 
hender Personen vor (wie sich Scheele syst. Darstellung der Lipp- 
stiidter Gg. Lippst 1857 S. 6 ausdrückt), und es ist nicht nötig, 
diese Besonderheiten mit M a 1 s s (Zum Gutcrrechte der Ehegatten in 
Fr. Zweiter Beitrag 1853 S. 15) aus einem Gesammteigenthum herzu- 
leiten. Von einer ehelichen Errungenschaft, als einem Activ-Saldo, 
kann daher eigentlich nicht die Rede sein, so lange die Schlussbilanz 
der Ehe nicht gezogen ist (Malss 1. 1. 16) und es steht damit in 
Widerspruch, wenn die in cinor Ehe vorhandenen Güter im Zweifel 
als errungene angesehen werden. Aber ein solcher Notbehelf Ist 
nicht zu entbehren, wenn es an den erforderlichen Grundlagen fehlt. 
Eine Etatwirthschaft, mit Abrechnungen und Bilanzen, ist nemlich 
ohne Invontarien nicht möglich, solche sind aber in Frankfurt weder 
bei Eingehung der ersten Ehe vorgeschrieben oder üblich, noch wer- 
den sie durchgängig bei Eingehung einer zweiten Ehe errichtet, da 
die desfallsige Vorschrift der Reform, in Beziehung auf den pater 
binubus schon längst ausser Gebrauch gekommen. (Vergl. Souchay 
Anmerk, zur Reform. S. 603.) Wirklich genaue Thcilungs-Recesse 
können daher auch nur in den wenigsten Verlasscnschaftssachen er 
richtet werden, mit Hülfe jenes Notbehelfs werden sie zumeist com- 
promissartig angefertigt. Doch mag sich dies ausgleichen mit den 
Nachteilen oder Unzuträglichkeiten, die gar manchmal die durch eine 
Inventarisation erzwungene Blosstcllung der Vermögensverhältnisse 
im Gefolge haben könnte. Weit schwieriger scheint mir die Recht- 
fertigung eines neuerdings aufgekommenen Verfahrens, wegen der 
Schulden eines Ehegatten dessen ideelle Hältte an den in der Ehe 
erworbenen Liegenschaften während der Ehe zwangsweise zu ver- 
äussern. Denn dies Verfahren, was sich nur an den obengcschilderteii 
alten Bcgritf errungener Güter anlehncn könnte, steht doch im offen- 
baren Widerspruch mit dem neuen Begriff der ehelichen Errungen- 
schaft als eines Activ-Saldo’s bei Auflösung der Gg. Wo liegt dann 
die Gewissheit , dass ein solches in der Ehe errungene Grundstück 
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wirklich z, B. dem Ehemann zur Hälfte gehört, da noch nicht einmal 
f entsteht, ob überhaupt eine eheliche Errungenschaft vorhanden istV 
Ich kann mich hier dem nicht anschlicssen , was Malss (zum Güter- 
rccht der Ehegatten, dritter Beitrag, das System des ehol. Schuldeu- 
wesens, Fr. 1853, §. 12 — 23) aüsfuhrt. 

Was sodann die eingebrachten Güter der Ehegatten anlangt, so 
ist das deutschrechtlicbe I’rincip (vgl. oben S. 25) in soweit durch- 
gedrungen, als der Unterschied zwischen bona dotalia und parapher- 
nalia nicht mehr bestehet, ,9 ) vielmehr, wie namentlich die Concurs- 
ordnung zeigt, in dem allgemeinen Begriff des unter der Verwal- 
tung des Mannes stehenden Frauenguts aufgegangen ist. Eine dos 
im römisch rechtlichen Sinne kann allerdings noch bestellt wer- 
den, aber cs pflegt so wenig zu geschehen als die Bestellung einer 
Widerlage. 

Das Vcrhültniss während der Ehe beruht noch auf der altfrän- 
kischen Grundlage. Während der Ehemann als Haupt der ehelichen 
Genossenschaft (denn auf die alte Mundial - Gewalt kann man dies 
jetzt nicht mehr wohl zurückführen) die Verwaltung des gesummten 
eingebrachten und errungenen ehelichen Vermögens hat 90 ), und die 
darin befindlichen beweglichen Gegenstände ohne Zuziehung seiner 
Frau veräussern kann* 1 ), ist er nicht berechtigt, liegende Güter ohne 
die Einwilligung und Mitwirkung seiner Ehefrau zu veräussern, sie 
mögen nun von ihm oder der letzteren cingebracht oder errungen sein. 
Der Ehefrau dagegen stehet nur, soweit es die Besorgung der Küche 
und des Haushalts mit sich bringt, eine Verfügung über das eheliche 



'») Vergl. auch was Evelt das eheliche Güterrecht S. 10 von den Ansichten 
der preuss. Gerichte über diese Frage sagt. 

*“) Es ist dies Verhältniss, wie oben bemerkt, als Gütervcrmischung be- 
zeichnet und entspricht dem, was Runde (deutsches ehei. Gtitcrrccht. Oldenb. 
1811 S. 74) eine formelle eigenthiimliche Gg. nennt. 

*>) Bezüglich der beweglichen Dotalsachcu sagt dies die Reformation aus- 
drücklich. Vgl. Souchay Amu. 390. Aber auch hiusichtlich der übrigen lllatcu 
der Frau* lasst cs sich nicht bestreiten und ebensowenig scheint mir das Bedenken 
begründet, welches Bender Handbuch des Frankfurter Privatrechts S. 68 bezüg- 
lich des chetnännlichen Verwaltungsrechts üussert. Die Ehefrau kann gegen eine 
üble Verwaltung des Mannes Hülfe bei den Gerichten suchen und wenn der Mann 
nicht mehr solvent ist, Separation beantragen, aber ihre von ihm veräusserteu 
Mobilien kann sie nicht vindiciren. Auf ihre Spillgüter hat dies natürlich keine 
Anwendung und es lässt sich auch wohl behaupten, dass die zu ihrem leiblichen 
Gebrauch bestimmten Dinge, wie ihre Kleider, Wäsche u. dgl. nicht einseitig von 
dem Maune veräussert werden dürfen. 
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Vermögen zu. Aus dem Wesen der Ehe folgt, dass die Benutzung 
des ohelielien Vermögens auch der Ehefrau gebührt. Die oben be- 
schriebene Stellung des Ehemannes bringt cs nun mit sieh, dass er 
es auch vorzugsweise ist, der das eheliche Vermögen mit Schulden 
beschweren kann. Es fragt sich also, in wie weit die Ehefrau per- 
sönlich oder ilu- Vermögen für diese Schulden verhaftet sind. Malss 
(a. a. U. S. 915) unterscheidet die zum Zwecke der Ehe gemachten 
Schulden von den Sonderschulden, die ein Gatte einseitig oder welche 
beide Gatten gemeinschaftlich für andere Zwecke contrahiren und 
behauptet, dass beide Gatten für die eigentlichen Eheschulden solida- 
risch verhaftet seien, was zwar die Reformation nicht ausdrücklich 
sage, aber aus dom Entwicklungsgänge unseres Rechts folge. Auch 
diese Ansicht kann ich bezüglich der Ehefrau nicht theilen. Die 
Frau haftet für die Eheschulden, die der Maun persönlich oder die 
sic innerhalb des ihr zugewiesenen Wirkungskreises contrahirt, weder 
persönlich noch in soliduni, noch mit ihren lllaten, wenn sie nicht aus- 
drücklich die Mithaftung übernimmt. Mir scheint dies grade aus dem 
Stillschweigen der Reformation, welche doch sonst dio Solidarverbind- 
lichkeit der Frau in einzelnen Fällen erwähnt, ebenso hervorzugehen, 
als wie aus dein Einfluss, welcher dem römischen Rechte in dieser 
Lehre eingeräumt wurde. Dio Bedeutung der privilegia dotis et illa- 
torum, sowie das bencficium separationis würde so gut wie aufge- 
hoben sein, wenn die Frau damit nur die Befreiung von den Souder- 
schulden des Mannes (ibid. S. 45) erlangen sollte. 

Der Unterschied zwischen den liegenden und fahrenden Gütern, 
welcher während der Ehe in Beziehung auf die Veräusserungsbefug- 
niss des Mannes hervortritt und hier seinen guten Grund hat, wird 
auch bei der ehelichen Erbfolgt beobachtet und gehört da nicht zu 
den Vorzügen des hiesigen Rechtes. Wenn nach dem alten Rechte 
der überlebende Gatte die fahrende Habe erhielt und darüber als 
Mobiliarerbc frei verfügen konnte, so richtete sich dies nach der Be- 
schaffenheit der einzelnen Gegenstände, wie sie eben in dem Zeit- 
punkt der Auflösung der Ehe vorhanden waren. Der gemeine Be- 
scheid von 1754 setzt dagegen fest, dass die Eigenschaft der einzelnen 
Vermögensstücke bei dem Einbringen in die Ehe auch bei deren 
Trennung massgebend seiu solle: es kann daher ein Ehegatte z. B. 
nicht mehr eigene fahrende Habe hinterlassen, uls er eingebracht hat 
und wenn er während der Ehe eine Liegenschaft veräussert hat, so 
wird deren Erlös hei der Auflösung der Ehe als immobil angesehen. 
Fis liegt auf der lland, dass bei dem Mangel von Eingangs-Iuven- 
tarien hier Aidass zu Zweifeln und Zwistigkeiten genug geboten ist 
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Uebrigens ist du» hiesige Recht auch dem allgemeinen Gang der 
Entwicklung, die Eigenschaft des liegenden Guts mancherlei an sich 
beweglichen Gegenständen beizidegen, sie zu immobilisircn , um das 
Erbrecht des überlebenden Gatten im Interesse der Kinder zu be- 
schränken, gefolgt, und hat daher nicht nur jährliche Renten, Gülten, 
verpfändete Schulden u. dcrgl., sondern in Erbschaftsfällen auch die 
Handelsgüter für unbewegliche Güter erklärt. 

Die Reformation spricht zwar auch da, wo sie dem überlebenden 
Gatten seinen Antheil au der Errungenschaft zusehreibt, von einem 
„eigentümlich Zufällen und erblich aufersterben“, allein es ist nicht 
streitig, dass der überlebende Gatte die halbe Errungenschaft jure 
communionis und nicht als Erbe erhält. Ebenso ist der Reisess 
desselben an dem auf die Kinder oder sonstige Erben des verstor- 
benen fallenden Nachlasse nicht als ein von der Reformation gewährter 
Erb vortheil, sondern als Folge des ehelichen Güterverhältnisses anzu- 
sehen und kann daher von dem überlebenden Gatten nur in so weit 
angesprochon werden, als ihm überhaupt die s. g. Statutgebühr zu- 
komnit. Ist ihm z. 11. in dem Ehevertrage anstatt der portio stututaria 
eine bestimmte Geldsumme oder Rente zugewiesou, so kann er den Beisess 
auch nicht seinen Kindern gegenüber als ein elterliches Rechtbcansprucheu. 

Das eheliche Schuldenwesen bei Auflösung der Ehe endlich hat 
sich in mancher Beziehung anders gestaltet, als wie cs die Reforma- 
tion anordnet. Auch hier wirkt der Unterschied zwischen dem lie- 
genden und fahrenden Gute bedeutend ein. Denn der §. 2 Tit. 7 
Theil IV. der lief., wonach der Statutarerbe alle Schulden zahlen soll, 
ist nie prnetisch geworden, sondern die Inunobiliarerben müssen auch 
die Immobiliar-Schuldeu übernehmen (Souchay Anm. S. G25). In 
dem alten Recht war dies anders, der Mobiliarerbe konnte da wohl 
zur Zahlung aller Schulden verpflichtet werden, weil es Immobiliar- 
schulden im jetzigen Sinne nicht gab, da bei Bestellung eines ZinseB 
oder dem Verkauf einer Rente aus einem Immobil das später s. g. 
Übereigenthum desselben an den Zins - oder Renten - Berechtigten 
überging. 

Die Reformation ging von der Ansicht aus, dass nur die Ehe- 
frau an der Errungenschaft Theil nehmen solle, welche bei einem 
etwaigen Verluste auch dafür aufzukommen habe. Sie sagt (Tld. III. 
Titel 7 §. 17) „Und dieweil das Weib in solchen gemeinen Händeln 
in gleicher Gefahr und Verlust stehen muss, so ist auch billig, dass 
ihr aus solchem Handel aller Gewinn auch gleich zustehe.“ Geringe 
Leute, die Leib au Leib, Gut an Gut heirathen (III, 1 §. 3), Hand- 
werker und Weingärtner (111, 7 §. 20, V. 5 §. 6), Eheleute, die einen 
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gemeinen Handel treiben oder die Wirthschaft halten (HI, 7 §. 12), 
erringen mit einander und haften gleichmässig für die Schulden, ohne 
dass sie das beneficium separationis hätten. Wenn aber ein Ehe- 
gatte allein Handthicrung oder Kaufmannschaft treibt, so fällt sein 
Gewinn nicht in die Errungenschaft (V. 5 §. 5), dagegen steht aber 
dann der Frau das Recht der Renuneiation und Separation zu Rcttuug 
ihres Vermögens zu. Ganz gegen die Worte und den Geist der 
Reformation hat sich daher die (von Souchay Anm. S. 909 flg. mit 
Recht bestrittene) Uebung geltend gemacht, dass die Frau auch an 
dem Handelsgewinn des Mannes Theil nehme, ohne ihr Separations- 
recht cinzubüssen, wenn der Handel des Mannes nicht ausdrücklich 
als ein Soudergcschäft desselben erklärt worden sei. Denn dadurch 
ist die Frau eines Handelsmanns in eine bevorzugte Stellung gegen- 
über den Frauen anderer Geschäftsleute gekommen, welche ihr das 
Gesetz nicht einräumen wollte **). Das Gesotz vom 5. Nov. 1850 lmt 
nun allerdings alle Ehefrauen im Güterrechte gleichgestellt und hat 
damit dies Missverhältnis zwischen Betheiligung an der Ext- und 
Verrungcnscliaft verallgemeinert. Aber es hat auch durch Beibehal- 
tung der für die Geltendmachung des Absonderungs-Rechts bestehenden 
gesetzlichen Vorschriften einen neuen Missstand geschaffen. Während 
ncmlieh bisher einzelne Classcn von Frauen (der Wirtlxc, Handwer- 
ker etc.) unbedingt von dem Separationsrechte ausgeschlossen waren, 
gleichviel ob sie ausserhalb der Haushaltung in dem Geschäfte mit- 
tliätig waren oder nicht, so werden sie jetzt nur von dieser Rechts- 
wohlthat ausgeschlossen, wenn man ihnen eine solche Mitthätigkeit 
in dem Geschäfte speziell nachweisen kann* 3 ). Das Ergebnis ist 
also, dass z. B. die Ehefrau eines Wirtlxs oder Handwerkers, welche 
sich um das Geschäft ihres Mannes nicht bekümmert, für dessen Schul- 
den nicht haftet, ohne dadurch ihren Errungenschaft- Antheil cinzubüssen, 
dass sie aber ihr eingcbrachtes Vermögen auf das Spiel setzt, so wie 
sic sich beigehen lässt, dem Manne in seinem Geschäfte Hülfe zii 
leisten. Eine Rechtsverbesserung ist daher in diesem letzten legis- 
latorischen Werke nicht wohl zu erblicken. 



a ) Wenn aber der Ehemann in einer Handels Gesellschaft stehet and das Ver- 
mögen seiner Emu in dieselbe oinbringt, so ist nach den Bestimmungen des all 
gern, deutschen Handels Gesetzbuchs §. 119. 122 dies Vorrecht jetzt sehr gefährdet. 

•t) Malss zum Gllterrechto 111. 14 ist zwar der Meinung, dass das Gesetz 
diese Bedingung grade abgeschafTt und nur die Praxis sie wieder ciugcfiihrt habe. 
Bann musste ich die Praxis, die er lobt, auklagen. Aber die erwähnte Beibehal- 
tung der früheren Vorschriften spricht gegen seine Ansicht. 
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V. 

Es ist eine beknnnto Thatsaehe, dass in Deutschland auf keinem 
Thcile des Rcchtsgebiets eine so grosse Verschiedenheit und Mannich- 
faltigkeit, aber auch vielfach eine so grosse Unklarheit und Verwir- 
rung gefunden wird, wie in der Lehre von dem ehelichen Güter- 
rechte. Der Widerspruch, in dem hier das römische Recht mit den 
nationalen Ansichten sich befindet, die Ausdauer, mit welcher das 
Volk an seinen hergebrachten Gewohnheiten selbst in Einzelnhciteu 
fest hielt und die Nothwcndigkeit, dieselben möglichst zu schonen, 
tragen hieran die Schuld. Nicht selten wichen auch die Gerichte in 
der rechtlichen Auffassung der Verhältnisse von einander und von 
der im Loben herrschenden Uebung ab, so dass Theorie und Praxis 
nicht im Einklänge stunden. Deswegen machte sich häufig das 11c- 
dilrfniss geltend, thcils diesen Ungewissheiten überhaupt, theils den 
vielerlei Abweichungen, welche oft in den Rechten der zu einem Ge- 
biete gehörenden Orte hervortrateu, auf dem Wege der Gesetzgebung 
ein Endo zu machen. Was in früheren Zeiten in dieser Hinsicht 
geschah, soll hier nicht erwähnt werden. Noch mehr, wio früher ist 
jetzt das Streben darauf gerichtet, mit Benutzung der Ergebnisse, 
welche die neuen wissenschaftlichen Forschungen auch in dieser Lehre 
erzielt haben, das eheliche Gütcrrecht von der Herrschaft bloser Ge- 
wohnheiten zu befreien und auf fester Grundlage in consequenter 
Ausbildung zu ordnen. Diesem Streben verdanken die verschiedenen 
Entwürfe zu Gesetzen Uber das eheliche Güterrecht ihre Entstehung, 
welche theils als Privat- Arbeiten von einzelnen Geleimten ausgegangen, 
theils von Seiten der Regierungen veröffentlicht worden sind , um die 
Stimmen sachverständiger Leute zu vernehmen , ehe es zum wirk- 
lichen Erlasse des Gesetes kam. So wurde im Königreich Würtem- 
herg durch das Justizministerium der Entwurf eines Gesetzes über 
die eheliche Gg. mit Motiven durch den Druck (Stuttgart 1840) zur 
allgemeinen Kcnntniss gebracht, der im Anschluss au das bestehende 
würtemb. Recht namentlich die Erruugenschafts - Gemeinschaft be- 
handelte. Besondere Beachtung verdient sodann der Gesetzes - Ent- 
wurf Uber die Vermögensverhältnisse der Ehegatten unter Lebenden 
und auf den Todesfall, welchen der Oldenburgische Ober-App.Gerichts- 
Präsident C. L. Runde als dritten Theil seines Werks über deut- 
sches eheliches Gttterrccht (Old. 1841) mit grosser Sorgfalt und Sach- 
kenntuiss nach dem Bcdürfniss der Länder sächsischen Rechts ausge- 
arbeitet hat. Derselbe lässt die Eheleute in dem Eigenthum nach 
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getrennten Gütern leben, gibt aber dem Ehemanne, dem der eheliche 
Erwerb allein gehört, Nies» brauch und selbständige Verwaltung an 
dem gesammten Vermögen seiner Frau. Es ist dies das System der 
Gütervereinigung, welches er als das ursprünglich deutsche Recht an- 
erkennt. Vor Kurzem ist nun auch der Entwurf eines Gesetzes über 
das eheliche Güterrecht auf Grund der bayerischen Statutarreehtc 
von Otto von Völdorndorff (Erlangen 1867) erschienen. Da in 
Baiern das Verhältniss des gesonderten Vermögens als Dotalreekt 
(d. h. nicht als reines römisches Dotalreeht, sondern als deutsches 
lllatcnrecht) mit der deutsch rechtlichen Moditieation der Mobiliar- 
und Errungenschafts-Gemeinschaft ebenso sehr verbreitet ist als die 
allgemeine Ggemeinschaft, so ist in diesem Entwürfe Rücksicht auf 
diesen doppelten Güterstand genommen ; die Ehegatten leben in dem 
Güterstande des gesonderten Vermögens, wenn sie nicht durch Ehe- 
vertrag festsetzen, dass sie in Gg. leben wollen (Art. 1. 7.). In dem 
erstereu Güterstande soll mm der Ehemann zum Vormunde der Frau 
werden (Art. 11.), die Verwaltung und den Nicssbrauch an dem Ver- 
mögen der Frau (mit Ausschluss ihres Sonderguts) haben (Art. 25), 
und zur Veräusserung der cingebrachtcn beweglichen Sachen der 
Frau befugt sein (Art. 27.), cingebrachte Forderungen und Schuld- 
briefe auf den Inhaber oder auf den Namen der Frau aber darf er 
ohne deren Zustimmung nicht cediren, verkaufen oder aufkündigen 
(Art. 28.), zur Veräusserung eingebrachtcr Liegenschaften der Frau 
bedarf er ausserdem noch der Einwilligung eines ausserordentlichen 
Vormunds (Art. 29.). Für Schulden, welche die Frau ohne Zustim- 
mung dos Mannes contrahirt, haftet weder ihr Eingebrachtes noch ihr 
Sondergut (Art 37.); wenn aber Mann und Frau ein öffentliches 
Gewerbe treiben oder der Mann allein ein Kauf- oder Banquierge- 
schäft betreibt, soll die Frau für alle Geschäftsschulden solidarisch 
mit ihrem Eingebrachten wie mit ihrem Sondergute haften (Art. 42). 
In der Ehe erwirbt die Frau dem Manne (Art. 18.), bei Auflösung 
der Ehe aber wird die Errungenschaft (d. h. was nach Abzug der 
beiderseitigen Ulaten und der gemeinschaftlichen Schulden übrig 
bleibt) besonders vererbt Bei dem Güterstaude der Gg. wird das 
gesammte Vermögen der Gatten dergestalt ein Gut, dass kein Gatte 
mehr mit Wirkung sagen kann, „dieses oder jenes ist mein“ (Art. 51), 
vielmehr steht das Eigenthum an der Gg. nur der Ehegenossenschaft 
zu (Art. 76.): über die Fahrniss kann der Mann selbständig verfügen: 
Uber Liegenschaften, Forderungen und Schuldbriefe auf den Inhaber 
oder .auf Namen aber müssen beide Gatten gemeinsam verfügen 
(Art 77.). Stirbt der eine Gatte, so wird das Vermögen der Gg. 
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Alleineigcnthum de» Ucberlebcnden, es mögen Kinder da »ein oder 
nicht (Art. 93). Aber bei zweiter Ehe muss er zwei Dritttheilo. des 
Vermögen», wie es bei dem Tode de» andern Ehegatten vorhanden 
war, den Kindern hiuausgeben (Art. 98). Eine Kritik der Einzeln- 
beiten diese» Entwurfs, dessen Grundzüge ich hier hervorgehoben 
habe, würde zu weit fuhren; er enthält zwar manche gute Bestim- 
mungen, wozu ich namentlich zähle, dass die Errungenschaft bei dem 
Güterstande des getrennten Vermögens während der Ehe nicht als 
eine besondere Masse betrachtet wird ( es ist dies meines Erachtens 
auch der Standpunkt der Volksrochte, welche der Ehefrau nach Auf- 
lösung der Ehe einen Tlioil der errungenen Güter zuweisen, aber 
keine Ern-Gemeinschaft kennen), im Allgemeinen jedoch kann ich 
dem Lobe nicht beistimmen, was ihm im liter. Centralblatt ( 1867, 
Sp. 577) gespendet wird, und kann nicht glauben, dass ein Gesetz 
dieser Art sieh im Leben bewähren würde. Die Qualiticirung des 
Ehemannes als Vormund der Frau entspricht nicht der heutigen 
Stellung der Frauen, und die Zuziehung eines ausserordentlichen Vor- 
munds ist eine ganz überflüssige Formalität. Die Beschränkung des 
Art. 28 ist störend und ungenügend , da der Mann doch berechtigt 
erscheint, solche Forderungen einzuziehen, wenn sie von dem Schuld- 
ner selbst zurückbezahlt werden. Ein Grund, wcsshalb die Frau 
eines Banquiers für dessen Goschäftscluddeu solidarisch gar mit ihrem 
Sondergute haften soll, ist nicht ersichtlich. Das Eigenthum der Ehc- 
genossenschaft bei der allgemeinen Gg. ist ein doetriuärer Begriff 
ohne alle practische Bedeutung und nur ein anderer Name für das 
Gcsammt-Eigenthum, was sich in Art. 51 ganz nach des alten Lange 
Beschreibung vorfindet. 

Mit ganz besonderem Eifer war man in Preussen unter dem 
Ministerium des Herrn von Kamptz bemüht, das in den einzelnen 
Provinzen, Gebieten und Städten geltende zumeist auf Gewohnheit 
und alten unvollständigen Statuten beruhende eheliche Güterrecht in 
präciser Formulirung der einzelnen Rechtsnormen zusammenzustcllen 
und zu klarer Anschauung zu bringen. Es erschien eine ganze Reihe 
von Entwürfen der einzelnen Provinzial- und Statutarrechte, welche 
mehrfach berathen und revidirt nicht nur eine treffliche Ucbersicht 
des geltenden Rechts darbotcu, sondern auch hinreichendes Material 
gewährten, um unter Beseitigung oft unbedeutender Difformitäten und 
gleichgültiger Spezialitäten, aber mit Erhaltung dessen, was aus volks- 
tümlicher Rechtsentwicklung hervorgegangen und den Bedürfnissen 
des Lebens entsprechend sich gestaltet hat, allmäklig zu einer ein- 
heitlichen Rechtsbildung zu gelangen. Ein Verzeichnis» dieser Ent- 
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würfe gehört nicht hierher, nur beispielsweise hebe ich den Entwurf 
einer Verordnung über das Provinzial-Familien- und Erbrecht für die 
Kurmark und die Neumark Brandenburg (Berlin 1838 und rovidirt 
1841), den revidirten Entwurf des Prov.-Rechts des Fürstenthums 
Münster (Berlin 1836), des Fürsteuthums Paderborn (Berlin 1831), 
des Herzogthums Cleve ostseits des Rheins und der Grafschaften 
Essen, Werden und Elten (Berlin 1837), das Particularrccht der 
Grafschaften Wittgenstein (Berl. 1837) hervor. 

Aus solchen Vorarbeiten, als Frucht langer und vielseitiger Be- 
rathungen ist das Gesotz vom 16. April 1860 Uber das eheliche Güter- 
Rccht in der Provinz Westfalen und den Kreisen Rees, Essen und Duis- 
burg hervorgegangeu. u ) Die Provinz Westfalen ist aus 29 verschie- 
denen Landestheilen zusammengesetzt und in ihr s ‘) galten nicht nur 
vier verschiedene Systeme des ehelichen Güterrcchts, das gemeinrecht- 
liche Dotalrecht (zumeist im Herzogthum Westfalen), das Dotalrccht 
des allgem. preuss. Landrechts' (in Corvey, Tecklenburg, Essen und 
an manchen andern in der ganzen Provinz zerstreut liegenden Orten), 
die Particular-Gg. (in Recklinghausen, Werden, Siegen, Wittgenstein, — 
alles Gebiete des fränkischen Rechts) und dio allgemeine Gg. (in 
Münster, Minden, Paderborn, Cleve, Söst, Dortmund, Duisburg — 
überhaupt in 17 Landestheilen), sondern innerhalb dieser Systeme gab 
os wieder die mannichfachsten Abweichungen, nicht selten an ganz 
nahe bei einander liegenden Orten. Dazu gesellte sich noch eine grosse 
Unsicherheit in dem, was wirklich geltendes Recht war, thcils weil 
die Grenzen der einzelnen früheren Territorien unsicher geworden 
waren, theils weil Zweifel obwalteten, welches Gütcrrcchtssystcm in 
einzelnen Gebieten die Regel ausmache, theils weil der materielle In- 
halt der einzelnen Rechte unklar war und von den verschiedenen Ge- 



»♦) Dies Gesetz hat schon verschiedene Bearbeitungen gefunden, von J. Evelt 
das eheliche GUtcrrecbt in der Provinz Westfalen nach dem Gesetz vom 16. April 
1860, (Paderb. 1861), von S. Sutro unter gleichem Titel (Münster 1861), von 
II. Geck die eheliche Gg. ein Commcntar zu dem Gesetze vom 16. April 1860 
(Soest 1861), von A. C. Weiter Handbuch Uber das eheliche Güterrecht in West- 
falen (Paderb. 1861). Letzteres Werk gibt eine ausführliche Darstellung des frü- 
heren und jetzigen Hechts. Der Verfasser des dritten Buchs 11. Geck hat auf dem 
dritten deutschen Juristentag (in Wien, 1862) den Antrag gestellt, ein gemeinsa- 
mes Güterrecht für ganz Deutschland anzustrebcu und die eheliche Gg. als das 
der deutschen Ehe entsprechendste System anzunchmen. Aber der Antrag ging 
nicht durch Vgl. Verhandlungen des dritten d. Juristentags 11. 203. 

,s ) Zuzüglich der 3 genannten Kreise, welche zur Hhcinprovinz geböten. 



Digitized by Google 



41 



richten verschieden aufgefnsst wurde. 2S ) Diesem chaotischen Zustande 
machte nach dem dringenden Wunsche des Landes — dem auch mit 
der Codification der einzelnen Statuten nicht gedient war — das obon- 
gedachte Gesetz, dessen erste Anregung in das Jahr 1845 zurückgeht, 
ein Ende. Dasselbe führte für den ganzen bezeichneten Ländcr- 
Complex (von dem wunderlicher Weise in Folge der Opposition der 
Majorität des Herrenhauses nur diejenigen Landcstheile des Ilerzog- 
thums Westfalen ausgenommen sind, in welchen bisher das Dotal- 
recht galt) ein einheitliches provinzielles System der allgemeinen Gg. 
ein, dem die Bestimmungen des allg. Landreclits über Gg. zur Unter- 
lage dienen. ST ) 

Nach diesem Gesetz gebührt nun dem Ehemann allein die Ver- 
waltung des gemeinschaftlichen Vermögens, alle von ihm gemachten 
Schulden sind für dasselbe verbindlich und er kann ohne Einwilligung 
der Frau Uber alle Gegenstände, selbst Uber die Liegenschaften ver- 
fügen und sic veräussern: nur darf er ohne solche Einwilligung Im- 
mobilien oder die gesammten Mobilien oder einen aliquoten Thcil 
derselben nicht verschenken, auch keine sogenannte Uebertrags- 
verträge abschliessen (§. 3). Bei unbeerbter Ehe kann jeder Gatte 
für sich allein Uber die Hälfte des gemeinschaftl. Vermögens von 
Todeswegen wegen verfügen, bei beerbter Ehe können die Ehegatten 
dies nur gemeinschaftlich thun. Nur die sofortige Schichtung kann 
jeder Gatte allein anordnen (§. 6). Ab intestato aber behält der 
überlebende Gatte die eine Hälfte des gemeinschaftl. Vermögens als 
sein Eigenthum : die andere Hälfte bildet den Nachlass des ver- 
storbenen und wird nach den Vorschriften des allg. Laudrechts ver- 
erbt : soweit er nicht an Kinder aus früherer Ehe des verstorbenen 
Gatten fällt, hat der überlebende daran den Niessbrauch auf Lebens- 
zeit (§. 7). Mit den unabgefundenen eigenen Kindern setzt der über- 
lebende Gatte, es sei Vater oder Mutter, die Gemeinschaft fort, er hat 
nicht nur den Niessbrauch des ganzen gemeinschaftl. Vermögens, 



*') So nahm z. B. das Appell. -ficricht in Paderborn für die dortige Gg. das 
Consolidations-, das Obcrtribnnal abor das Condominai-Princip an. Vgl. Eveit 
S. 3 In Werden nahm seit 1849 das Obergericht eine Todttheiiung an, dio Unter- 
gerichte blieben bei der früheren entgegengesetzten Ansicht. Geck Gg. S. 48. 

”) Einzelne Gebiete haben damit allerdings ein von ihrem bisherigen ganz 
verschiedenes Recht erhalten, im Allgemeinen wnrdo aber doch auf das Iwstehendo 
Recht Rücksicht genommen. In Schlesien geschah dies gar nicht: dorten bestanden 
G4 verschiedene Particnlarrechte über eheliches Giiterrecht und diese wurden 
sämintlich durch das Gesetz vom 11. Juli 184S beseitigt, welches für alle von 
dem 1. Jannar 1841! an geschlossene Ehen das allg Landrecht eiuführte. 
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sondern auch die Verwaltung*- und Verfllgungsrechte , wie sie nach 
§. 3 dem Manne während der Ehe zustehen: dagegen fallt Alles, 
was er irgendwie erwirbt, in die Gemeinschaft, von dem Erwerbe der 
Kinder aber nur der Ertrag ihrer Beihülfo in dem elterlichen Ge- 
werbe oder Haushalte (§. 10). Die Wittwe kann ihren späteren Er- 
werb gegen die Ansprüche der Gemeinschafts-Gläubiger durch ge- 
richtliche Hinterlegung eines Inventars sichern (§. 12). Der über- 
lebende Gatte darf jederzeit die vollständige Auseinandersetzung mit 
den Kindern (Schichtung) verlangen (§. 13): er muss sic vornehmen, 
wenn der verstorbene Ehegatte sie letztwillig angeordnet hat so wie 
wenn er zur andern Ehe schreitet (§. 14). Die Schichtung geschieht 
nach dem Zustande, in dem sich das Vermögen nun befindet, also ex 
nunc (§. 15). 

Ob dieses neugeschaffene Recht sich in praxi bewährt oder etwa 
zu seiner Abwehr eine Vermehrung der Eheverträge veranlasst hat, 
ist mir nicht bekannt. Mit der communio prorogata werden sich wohl 
auch die Gegenden befreunden, die sie bisher nicht kannten, da die- 
selbe, als ein Sitzen auf Gedeih und Verderb, dem Wesen einer allg. 
Gg. entspricht. Bedenklich scheint mir das Veräusserungsreeht, wel- 
ches dem Manne nnd resp. dom parens superstes selbst über Immobi- 
lien oingeräumt ist und welches das allgemeine Landrecht nicht kennt. 
Ich kann in dieser Erweiterung nicht mit Geck (Gg. S. 18) eine dem 
natürlichen und gesetzlichen Berufe des Mannes entsprechende Stel- 
lung finden und Evelt S. 54 sucht bereits nachzuweisen, dass der 
Mann wenigstens nicht über das ganze Vermögen auf einmal im 
Wege lästigen Vertrags unter Lebenden verfügen dürfe. Wo aber 
der Ehemann die Einwilligung der Frau bedarf und ohne dieselbe 
handelt, ist seine Handlung ohne alle rechtliche Wirkung und nur 
ein etwa dabei vorkommender Betrug etc. könnte ihn zu einer Ent- 
schädigung verpflichten. 



VI. 

Das eben besprochene Gesetz vom 16. April 1860 sollte nicht 
ohne Nachfolger bleiben. Aelmliche Zustände wie sie in der Provinz 
Westfalen vorhanden waren bestehen in dem Bezirk des Justizsenats 
zu Ehrenbreitstein und zur Beseitigung derselben soll ein Gesetz Uber 
das Gütcrrccht der Ehegatten erlassen werden. Dieser Bezirk ist 
nemlich aus einer grossen Zahl kleinerer Gebietstheile zusammen- 
gesetzt, und obwohl das eheliche Gütorrecht in denselben, auf der 
gemeinsamen Grundlage des fränkischen Rechts beruhend, nach dem 
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Eindringen des römischen Rechts sich überall zu der s. g. partieu- 
lärcn Gg. ausbildete, so hat es sich doch in den einzelnen Gebieten, 
die unter verschiedener Landeshoheit standen und ihre besondere 
Gesetzgebung hatten, in abweichender Weise entwickelt. Nicht nur 
gilt in einigen die blose Err. -Gemeinschaft, in andern die Gemein- 
schaft der Mobilien und der Immobiliar-Erningeuschaft, sondern auch 
unter den Rechten derselben Art herrscht wieder im Einzelnen selbst 
in wichtigen Punkten eine erhebliche Verschiedenheit. So gelten in 
diesem kleinen Bezirk, abgesehen noch von einzelnen Gewohnheiten 
tuid Special-Verordnungen, neun verschiedene Statuten. Die früher 
zu Kurköln gehörenden Landesthcilc richten sich nach der kurkölni- 
schen Rechtsordnung von 1663, die früher zu Kurtrier gehörenden 
nach dem Trierer Landrecht, in der vormaligen Grafschaft Sayn- 
Altenkirchen gilt das in dem s. g. Lamprecht’schen Statute aufgezeich- 
nete Gewohnheitsrecht. W ährend diese drei Rechto eine Gemeinschaft 
der Mobilien- und der Immob.-Errungenschaft festsetzen, gilt eine 
blose Err.-Gcmeinschaft in der Stadt Wetzlar nach dem Mainzer 
Landrecht von 1756, in den vormaligen Grafschaften Solms nach dem 
Solmser Landrechte von 1571, in dem früher Nassau- Weilburg’schen 
Amte Atzbach nach einem dem Solmser Landrecht im Allgemeinen 
conformen Gewohnheitsrecht, in den früher zur Grafschaft Sayn- 
llachenburg gehörigen Ortschaften nach dem Hachenburger Statut, 
in den vormaligen Grafschaften Wied nach der durch Gewohnheit 
recipirten Nassau-Katzeuellenbogen’schen Landesordnung und in dem 
Stadtbezirke Bcndorf nach einem besondern Gewohnheitsrechte M ). 
Und auch Uber die einzelnen Statute fehlt es bei deren lücken- 
hafter, oft unklarer Fassung nicht an Zweifeln und an abweichen- 
den Ansichten der Gerichte. Die hieraus entspringenden Hiss- 
ständo waren so fühlbar, dass schon 1837 der Entwurf eines ge- 
meinsamen Provinzialrechts für diesen Bezirk ausgearbeitet wurde, 
der überall die blose Err.-Gemeiuschaft einzuführen beabsichtigte, 
aber nicht zum Gesetz erhoben wurde. Erst 1863 wurde dies Werk 
wieder aufgenommen. Im Juli d. J. veranlasste die k. Regierung eine 
Oonferenz von Gerichtsmitgliedcrn und Vertretern der Stadt- und 
Landgemeinden dieses Bezirks, um über ein neues Güterrcclits-Gesetz 
für denselben zu berathen. In dieser Oonferenz sprach mau sich 
gleichmässig gegen die Einführung des Dotalrcchts (wie es das preuss. 



,s ) Hierüber vgl. Schraitthenner deutsches Gtitcrrecht der Ehegatten in 
bes. Anwendung auf den k. preuss. Ostrhein-Bezirk. Neuwied 1842. Iiertel 
Hechtsverfassung der ostrhein. Landesthcile, in Kamptz Jahrbüchern. Bd. 28. 
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allgcm. Landrecht normirt Imt) und der nllgcmeineu Gg.. aus, auch 
die blosc Err. -Gemeinschaft wurde nicht beliebt, obwohl z. B. die 
Vertrauensmänner aus dem Kreise Wetzlar sich nur schwer zur 
Aufhebung derselben entschlossen, sondern die Gemeinschaft der Mo- 
bilien und der Immob.-Errungenschaft vorgezogen, namentlich auch 
aus dem Grunde, weil dieselbe bereits in dem grössten Tlicilc der 
Rheinprovinz nach dem Code gilt. Das Resultat der Berathung war 
ein Gesetzes-Entwurf, der 1865 dem Abgeordneten- und dem Herren- 
Uause vorlag, 1866 dem ersteren wieder vorgelogt und an eine auf 
Grund des Beschlusses desselben vom 13. November 1866 besonders 
gewählte Commission zur Begutachtung verwiesen wurde. Diese Com- 
mission theilte zwar die Ansicht der Staatsregicrung, dass nicht etwa 
durch eine Zusammenstellung der einzelnen jetzt geltenden Rechte, 
sondern nur durch die Einführung eines einheitlichen ehelichen Güter- 
rcehts eine Abhülfe der bisherigen Uebelstände bewirkt werden könne, 
aber sie erachtete den Zeitpunkt für den Erlass eines solchen Ge- 
setzes nicht geeignet, weil auch in den von Prcussen neu erworbenen 
Ländern, in Nassau, Kurhessen, Frankfurt a. M. und in den von 
1 lesscn-Darmstadt abgetretenen Landestheilen zumeist partieulare 
Gg. gelte, !9 ) weil auch in diesen Ländern ein Einschreiten der 
Gesetzgebung wünschenswert]! scheine und weil daher ein gemein- 
sames Gesetz für sämmtliche Tlicilc I’reussens, in denen bisher eine 
partieulare Gütergemeinschaft gegolten habe; zweckmässig sei, hierzu 
aber eine Thcilnahmc der Abgeordneten der neuen Landestbeile an den 



**) Per Bericht führt darüber folgendes an: in Bezug anf das eheliche Güter- 
recht sei durch Verordnung vom 5. Jnni 1R1G für das ganze Berzogthum Nassau 
das Solmser Landrecht eingeführt, welches nur die bloso Gemeinschaft der Err. 
kenne; in den von Hessen-Darmstadt abgetretenen Eandestbcilen gelte überall 
nach einer landesherrlichen Verordnung vom 2. März 1723 eine blose Err. -Gemein- 
schaft; nach der Frankfurter Reformation gelte bei Handwerkslcuten, Wcingarta- 
arbeitem, Taglöhnom und sonstigen geringen Leuten allgemeine Gg., wogegen bei 
habhaften Leuten nur eine Err-Geraeinschaft Platz greife; in dem ehemaligen Kur- 
hessen gelte Err -Gemeinschaft in Althcssen, im licehtsgebict der Solmser Landes- 
ordnung, d. h. im FUrstcnthum llanan, und im Rechtegebiet des Mainzer Land- 
rechta. Dabei ist jedoch die Angabe bezüglich Frankfurts unrichtig; hier gilt 
auch für Handwerker nnd geringe Leute, obwohl sie das beneficium rcnunciationis 
nicht hatten, keine allgemeine, sondern nur Err.-Gemeinschaft. Wenn nemlich auch 
unvermögende Personen, die nichts zusammenbringen, ohne Gcding Leib an Leib, 
Gut an Gut mit einander heirathen, so soll es doch mit dem, was sie in stehen- 
der Ehe erwerben mögen, grade wie bei andern Ehegatten gehalten werden, 
lief. III 1. §. 3. 4. Das ganze Vermögen solcher Leute besteht dann eben in 
Errungenschaft! Bezüglich des Solmser Rechts vgl. oben Note 18. 
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Berathungen über diese» Gesetz erfordert werde. In dem Berichte 
der Commission wurde namentlich hervorgehoben, das» in diesen 
neuen Landcstheilen beinahe durchgängig die blosc Err.-Gemein- 
sehaft gelte, dass voraussichtlich die Vertreter derselben sich gegen 
die Einführung einer Gemeinschaft der Mobilien- und der Immob. - 
Errungenschaft ausspreehen würden und dass es daher unräthlich sei, 
jetzt dieses letztere Gütcrrecht in den alten Landcstheilen einzuführen, 
während in den neuen ein anderes gelte und wahrscheinlich geltend 
bleibe. Da die alten und die neuen Landestheile nicht scharf von 
einander abgegrenzt seien, sondern vermischt uuter einander lägen, 
so werde dadurch von Neuem der Missstand hervorgerufen, dass in 
demselben Bezirke bei gleichen Verhältnissen ein verschiedenes Recht 
gelte, und die Rechtsunsicherheit geschaffen, dass man wieder fragen 
müsse, welches Recht an jedem einzelnen Orte gelte. Von Seiten der 
Regierung wurde zwar erklärt, dass sie das neue Gesetz nicht dem- 
nächst auch in den neuen Landcstheilen cinzuflihren beabsichtige, 
sondern dort mit Aenderungen in der Gesetzgebung in Bezug auf 
das eheliche Güterrecht nur Vorgehen werde, wenn die neuen Landes- 
theile den Wunsch danach ausdrücklich aussprächen. Die Commission 
bcharrte jedoch einstimmig auf ihrer Ansicht und beantragte am 8.Januar 
1867 die Ablehnung des Gesetz-Entwurfes, womit das Abgcordneten- 
11 aus einverstanden war. 

Weitere Schritte in dieser Angelegenheit sind noch nicht ge- 
schehen, es stehet jedoch zu erwarten, dasB sie nicht lange beruhen 
werde und dass auch die neuen Landestheile bald in die Lage kommen 
werden, sich über die Frage auszusprechen, ob ein gemeinsames 
Gesetz Uber eheliches Güterreeht und welche Gestaltung des letzteren 
wünschenswert!) sei. 

Der erwähnte Gesetz-Entwurf, der einestheil» vielfach den Be- 
stimmungen des Code civil folgt und sich anderntheils denjenigen des 
Gesetzes vom 16. April 1860 thunlichst anschliesst, zerfällt in 3 Titel, 
deren erster von der gesetzlichen Gg., der zweite von der vertrags- 
mässigen Abänderung der gesetzlichen Gg. handelt und der dritte die 
TTebergangs- und Schlussbestimmungen enthält 50 ). 

Der erste Titel zerfallt wieder in 7 Abschnitte. Der erste ent- 
hält die allgemeinen Bestimmungen. Nach §. 1 soll, wie schon ge- 



M ) Er ist in den Anlagen zu den stenographischen Berichten Ober die Ver- 
handlungen des Hauses der Abgeordneten während der I Session der Legislatur- 
periode 1866-1867 summt den Motiven und deui Bericht (Nr. 88 der Drucksachen) 
abgedruckt und verdiente diese wcrthvolle Arbeit wohl eine weitere Verbreitung. 

4 
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sagt, unter den Ehegatten, die ihren ersten Wohnsitz nach Einge- 
hung der Ehe im Bezirke des Justiz- Senats zu Ehrenbreitstein 
nehmen, eine Gemeinschaft der Mobilien und der Immobi- 
liar-Errungenschaft stattfinden. Der zweite Abschnitt handelt 
von dem Aktiv-Bestände der Gg. Zum Sondergute eines Ehegatten 
gehören nach §. 4 nur die unbeweglichen Sachen, welche er bei 
Eingehung der Ehe besitzt oder während der Ehe durch Erbschaft, 
Vermächtniss oder Schenkung erwirbt. Der Grundsatz der Surrogate 
ist in §. 7 aufgehoben : das Aequivalent einer wahrend der Ehe ver- 
äusserten Sonderguts-Sache fallt in die Gemeinschaft Welche Ver- 
mögeusstUcke aber zu den unbeweglichen, welche zu den beweglichen 
Sachen gehören, wird durch die Grundsätze des gemeinen Rechts 
bestimmt. Ausstcbende persönliche Forderungen, auch wenn sie ver- 
zinslich oder durch Hypothek oder Eigenthuihs -Vorbehalt gesichert 
sind oder in Immobilinr-Kaufgeldem bestehen, werden jedoch zu den 
beweglichen Sachen gerechnet. Auch gilt alles Vermögen , welches 
die Eheleute bei Aufiösung der Gg. besitzen , so lange für eheliche 
Err. bis das Gegentheil erwiesen ist (§. 10). Der dritte Abschnitt 
handelt in §. 11 — 29 selir ausführlich von dem Passiv- Bestände der 
Gg. Hervorzuheben sind die Bestimmungen , dass alle Schulden, 
welche während der Ehe von dem Ehemanne allein, oder von der 
Ehefrau in ihrem häuslichen Wirkungskreise oder von ihr im Interesse 
der Gemeinschaft oder im Sonder-Lnteresse des Ehemannes in dessen 
Auftrag oder mit dessen Genehmigung contrahirt werden, Gemeinschafts- 
schulden sind (§. 16), dass für die Schulden, welche die Ehefrau in 
ihrem persönlichen Sonder-Interessc oder im Interesse ihres Sonder- 
guts mit Genehmigung des Mannes contrahirt, dem Gläubiger das 
Gemeinschaftsvermögen, die Person und das Sondergut der Ehefrau, 
ja sogar Person und Sondergut des Ehemannes verhaftet sind, wenn 
letzterer sich nicht gegen die Selbsthaftung ausdrücklich verwahrt 
(§. 17), dass aber Schulden, welche die Ehefrau ausserhalb ihres häus- 
lichen Wirkungskreises ohne Auftrag oder Genehmigung des Mannes 
contrahirt, für beide Ehegatten unverbindlich sind (§. 18). Wenn die 
Frau gemeinschaftlich mit dem Manne handelt, oder sich mit Geneh- 
migung desselben oder für ihn verbürgt, kaim sie sich auf die Vor- 
schriften über die Intcrcessionen der Weiber nicht berufen (§. 20). 
Der Abschnitt IV. betrifft die Verwaltung der Gg. und die Disposi- 
tionen der Ehegatten unter Lebenden. Dem Ehemanne allein ge- 
bührt nun die Verwaltung des gemeinschaftl. Vermögens und des 
beiderseitigen Sonderguts. Er kann ohne Einwilligung der Ehefrau 
Uber alle zu dem gemeinschaftl. Vermögen gehörenden Gegenstände 
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verfügen, Immobilien veräussern, alle Kapitalien einzichcn, aueh wenn 
sie auf den Namen der Ehefrau allein lauten, u. s. w. Nur darf er 
ohne die Ehefrau nicht Uber die gemeinschaftlichen Immobilien, Uber 
das gesaminte bewegliche Vermögen oder einen aliquoten Theil des- 
selben unentgeltlich verfügen (§. 30). Aueh bedarf er die Zustimmung 
der Ehefrau zur Vcräusserung oder Belastung der zu deren Sonder- 
gut gehörigen Immobilien. Ueber sein Sondergut aber steht ihm freie 
Verfügung zu (§. 31). Die Ehefrau dagegen kann ohne Zustimmung 
des Mannes nur innerhalb ihres häuslichen Wirkungskreises Uber be- 
wegliche Sachen disponiren (§. 33). Der fünfte Abschnitt, von der 
Auflösung der Gg. während der Ehe, gestattet der Ehefrau (abge- 
sehen vom Falle des Concuraes §. 47) die Vermögens-Absonderung 
zu verlangen, wenn wegen der Unordnung, in welcher sich die An- 
gelegenheiten des Ehemannes befinden, ihr in die Gemeinschaft einge- 
brachtes Vermögen oder ihre sonstigen vermögensrechtlichen An- 
sprüche, namentlich ihr Antheil am Erwerb der Ehe oder ihr Lebens- 
Unterhalt gefährdet sind (§. 42). Diese Absonderung kann aber nur 
nach stattgehabtem Beweisverfahren durch gerichtliches Urtheil er- 
folgen (§. 43). Der Abschnitt VI. handelt von dem Erbrechte der 
Ehegatten und der Blutsverwandten derselben. Bei dem Tode des 
einen Gatten bildet sein Bondergut und die Hälfte des Gg.-Vermögeus 
seinen Nachlass (§. 48). Bei beerbter Ehe fällt letztere Hälfte seinen Kin- 
dern, sein Bondergut zu einem Viertheil, oder wenn eins oder mehr Kin- 
der vorhanden, zu einem Kindstheilc dem überlebenden Ehegatten, im 
Uebrigen den Kindern zu. Der überlebende Ehegatte setzt jedoch mit 
den Kindern dicGg. fort, sofern nicht von dem Verstorbenen die sofor- 
tige Auseinandersetzung letztwillig ungeordnet worden ist (§. 50). 
Während dieser fortgesetzten Gg. hat der überlebende Gatte rück- 
sichtlich des gemeinschaftlichen Vermögens und des auf die Kinder 
vererbten BondcrgutB des verstorbenen Gatten alle diejenigen Dispo- 
sitionsrechte, welche während der Ehe dem Ehcmannc zustanden 
(§. 55). Der überlebende Ehegatte kann jederzeit die vollständige 
Auseinandersetzung mit den Kindern vornehmen, bei Eingehung einer 
zweiten Ehe muss er es tliun (§. 60) und die Kinder können sie ver- 
langen, wenn der parens superstes unter Curatel gestellt wird oder 
solche Umstände eintreten, welche den Verlust der väterlichen Ge- 
walt nach sich ziehen oder die Ehefrau nach §. 42. 47 zur Vermö- 
gens-Absonderung berechtigt hätten (§. 61). Bei unbeerbter Ehe er- 
hält der überlebende Ehugatte seine Kleidungsstücke, Bette und Leib- 
wäsche sowie die zur Einrichtung ihrer Wohnung dienenden .Möbel 
und HauBgeräthschaften zum Voraus (§. 70) und erbt ein Drittel oder 
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die Hülfte dos Nachlasses, je nachdem er mit Asceudenten, Geschwi- 
stern und Geschwisterkindern oder mit andern Verwandten des ver- 
storbenen Gatten eoncurrirt (§. 71). Dabei bleibt ihm der lebens- 
längliche Niessbrauch an den Erbthcilen seiner Miterben (§. 72). Auch 
wird er AUcincrbe, wenn keine Verwandten des verstorbenen bis zum 
sechsten Grad vorhanden sind (§. 71). Jeder Gatte kann einseitig 
Uber sein Sondergut und seinen Antheil am Gg.-Vennögen letztwillig 
verfugen : tritt der überlebende Gatte die Erbschaft aus einem 
wechselseitigen Testamente an, so kann er auch von seinen eigenen 
darin getroffenen Verfügungen nicht wieder abgehen (§. 74). Die 
Hälfte des gesetzlichen Erbtheils und bei unbeerbter Ehe auch der 
lebenslängliche Niessbrauch wird als l’flichttheil angesehen (§. 75). 
Der Abschnitt VII. endlich beschäftigt sich mit der Vermögens- 
Auseinandersetzung. Die Gg. -Masse und das Soudergut müssen sich 
wegen etwaiger Bereicherungen des einen aus dem andern Ersatz 
leisten (§. 77). Dabei gehen die Ersatzansprüche der Ehefrau aus 
dem gemeinschaftlichen Vermögen denen des Mannes vor und sub- 
sidiarisch haftet auch das Sondergut des Mannes dafür (§. 78). Ein 
Verzicht eines Gatten auf die Gemeinschaft zum Nachtheile Anderer 
findet nicht statt. Doch kann die Ehefrau durch die Errichtung eines 
Inventars binnen drei Monaten von Auflösung der Gg. an Bich der 
Haftung für die Gemeinschafts-Schulden über ihren Antheil an der 
Gg. hinaus entziehen (§. 82). 

Der Titel II. handelt in 4 Abschnitten von den Hciraths- 
Verträgeu, durch welche das gesetzliche Güterrecht der Ehegatten 
abgeändert werden kann, von der allgemeinen Gg. und Err.- 
Gemeinschaft, falls diese laut der Eheverträge gelten sollen, und 
von den bei Ausschliessuug jeder Gg. eintretenden Rechtsverhält- 
nissen. 

Der dritte Titel hebt die s. g. Nachtheile der zweiten Ehe (§. 105), 
die Einkindschafts-Vcrträge (§. 106), die Beschränkungen der Schen- 
kungen unter Ehegatten (§. 108) auf. Die Bestimmungen des ge- 
meinen Rechts Uber den Erbschafts-Erwerb der Kinder unter väter- 
licher Gewalt (sui heredes) sollen fortan auf alle Erben Anwendung 
finden (§. 107). Der Ehemann und beziehungsweise der überlebende 
Gatte hat bei dem gesetzlichen Niessbrauch keine Caution zu stel- 
len (§. 109). 

Betrachtet man nun diesen Gesetzes-Entwurf an sich, so lässt sich 
nicht verkennen, dass er, wie auch die beigefügten ausführlichen Mo- 
tive darthun, mit grosser Sorgfalt und mit einer auch das geringste 
Ddtail beachtenden Genauigkeit ausgearbeitet ist. Will man sich für 
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den Guterstand der Gemeinschaft der Mobilien und der Immobiliar-Err. 
entscheiden, so kann man sich im Allgemeinen mit den darin enthal- 
tenen Bestinunungen einverstanden erklären. Doch schlicsst dies nicht 
aus, dass man in einzelnen Punkten sich zu Bedenken und Acude- 
rungen veranlasst finden mag. Hierher gehört zuerst die überaus be- 
vorzugte Stellung, welche dem Ehemaune cingeriiumt wird, und durch 
welche die Rechtsfähigkeit der Frau in einer mit den jetzigen An- 
sichten kaum zu vereinbarenden Weise beschränkt erscheint. Die Be- 
rufung auf die Mundialgewalt des Mannes kaim dies nicht rechtfer- 
tigen. Der Grundsatz des alten fränkischen Rechts, dass in wichtigen 
Angelegenheiten und namentlich bei Veräusserung von Liegenschaf- 
ten, selbst wclui sie dem Ehemaune allein gehören, nur die gesammte 
Hand handeln solle, ist wohl ohne hinreichenden Grund aufgegeben. 
Bei der Beschränkung des Sonderguts auf Liegenschaften , die heut 
zu Tage nur in seltenen Fällen den Hauptbestandteil eines Vermö- 
gens bilden, und bei dem Wegfall der Dotalprivilegien ist die Ehe- 
frau mit ihrem Vermögen beinahe völlig in die Hand des Mannes ge- 
geben und das ihr im Titel I. Abseh. V. eingeräumte Recht, eine 
Vermögens- Absonderung zu verlangen, bietet Dir nur einen sehr ge- 
ringen Schutz. Denn sie kann diese erst verlangen, wenn sich die 
Angelegenheiten ihres Mannes schon in Unordnung befinden, sie muss 
dann noch ein Beweisverfahren veranlassen, ein gerichtliches Urtheil 
erwirken, dessen Rechtskraft abwarten, und es dürfte, bis dies Alles 
geschehen, nur in den wenigsten Fällen von ihrem Antheil an dem 
Gg.-Vermögen etwas übrig bleiben. Auch der §.41, welcher der Ehe- 
frau einen gesetzlichen Pfandrechts-Titel an den zum Sondergut 
ihres Ehemannes gehörenden ImmobDien wegen aller ihr bezüglich 
ihres Sonderguts zustehenden Ersatz-Ansprüche gewährt, kann bei 
dieser doppelten Beschränkung nicht viel helfen. Die Motive des Ent- 
wurfs, welche die Stellung der Frau während der Ehe als eine „durch- 
aus untergeordnete, mehr passive“ bezeichnen, erkennen zwar au, 
dass das Gesetz der Frau ein Mittel gewähren müsse, den Verlust 
ihres Vermögens und ihrer Subsistenz abzuwenden, wenn der Mann 
einen sie gefährdenden Gebrauch von seinen ausgedehnten Dispositions- 
Befugnissen mache. Aber was ihr hier das Gesetz gibt, ist zu dem 
beabsichtigten Zweck nicht ausreichend. Mit diesen Anordnungen 
Uber die Verwaltung der Gg. hängen die Bestimmungen Uber das ehe- 
liche Schuldenwesen genau zusammen. Denn es sind desswegen nlle 
Schulden, welche der Mann allein contrahirt, Gemeinschaftsschulden und 
mithin auch aus dem eingebrachton Mobiliarvermögen der Frau zu 
bezahlen. Die Vorschriften des Entwurfs Uber das eheliche Schulden- 
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wesen, welche in den Motiven nach einer sehr guten Schilderung der 
betreftenden Bestimmungen der verschiedenen Statuten ausführlich be- 
gründet werden, sind Überhaupt sehr complicirter Art, aber cs ist dies 
bei dem gewählten Güterrecht, wobei immer drei Vermügensmassen 
eoncurriren und dabei noch die schwierige Unterscheidung von Mobi- 
liar- und Immobiliarschulden obwaltet, hier so wenig zu ändern, als 
bei der Auseinandersetzung der Gg. Mit Recht bemerken die Motive, 
der Begriff der Gemeinschaftsschulden sei vielfach dahin missverstan- 
den worden, dass man jeden der Ehegatten dafür zur Hälfte mit sei- 
ner Person und seinem Sondergute verhaftet augeseheu habe, weil die 
eheliche Gemeinschaft irriger Weise als eine Art von Socictüt ange- 
sehen und das Verhältuiss der Ehegatten zu einander und zu den 
Gläubigern nicht aus einander gehalten worden sei. Wie weit ein 
Ehegatte dem Gläubiger persönlich und mit seinem Vermögen ver- 
haftet sei, bestimme sich nur nach den allgemeinen Grundsätzen des 
Obligationenrechts: dass der Schuldner als Ehegatte in einer Gg. 
lebe, ändere an seinen persönlichen Verpflichtungen nichts, sondern 
verschaffe dem Gläubiger nur noch weitere Befriedigungs-Objecte. Er 
könne nämlich nun das Gemeinschafts- Vermögen als Executions-Object 
angreifen, und zwar das gesammte, nicht blos den Ideal-Antheil des 
Schuldners daran. 

Ebenso sehr dem fränkischen Rechte widersprechend ist sodann 
die communio prorogata, welche der Entwurf aus dem Gesetze für 
Westfalen herüber genommen hat. Während grade der Erwerb des 
Wittwenstandes nach fränkischem Rechte dem parens superstes aus- 
schliesslich gehörte, soll danach joder solcher Erwerb, welcher durantc 
matrimonio in die Gg. gefallen wäre, auch in die fortgesetzte Gg. 
fallen ; von Seiten der Kinder dagegen nur der Ertrag ihrer Beihülfe 
in dem elterlichen Gewerbe oder Haushalt. Es wird jedoch das Be- 
denken, dem Güterstande der partikulären Gg. das fremdartige Insti- 
tut der prorogata cinzuftlgen, durch die Vorschrift des §. 60 gemindert, 
wonach superstes jederzeit deren Aufhebung verlangen kann und bo 
wird es immerhin der Erfahrung überlassen bleiben können, ob sich 
diese Einrichtung in der Praxis bewährt oder nicht. 

Was nun die Stellung Frankfurts insbesondere zu diesem Ent- 
würfe anlangt, so tritt hier die Frage in den Vordergrund, ob cs sein 
althergebrachtes Güterrocht der blosen Err.-Gemeinschaft gegen den 
Güterstand der Gemeinschaft der Mobilien- und der Immob.-Erruugeu- 
schaft aufgeben solle. 

Dass das Frankfurter Güterrecht an mancherlei Mängeln leidet 
und mehrfacher Verbesserung fähig ist, geht aus der obigen Schilde- 
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rung desselben hervor. Wie es aber nun einmal von Alters herge- 
bracht ist, entspricht es den hiesigen Verhältnissen und es wird nur 
in sehr seltenen Fällen durch Eheverträge abgeändert. Eine Vertau- 
schung desselben mit einem andern Gilterstaude wird daher keines- 
wegs gewünscht werden. Nur ganz wesentliche Vorzüge des letz- 
teren könnten dazu Veranlassung geben. Solche aber sind in der 
Gemeinschaft der Mobilien- und Immob. -Errungenschaft nicht zu 
finden. Denn beide Gütcrrechtssysteme stimmen grade in' den Haupt- 
punkten überein, d. h. in der Aufstellung der drei verschiedenen 
Gütermassen und in der Unterscheidung des liegenden und fahrenden 
Guts. Ich würde, wenn ein neues Güterrccht eingeführt werden 
sollte, lieber zu dem altfränkischen Rechte der gesammten Hand oder 
allgemeinen Gg. zurllckkehren oder für das System der Vermögens- 
trennung stimmen. Der eheliche Erwerb, wie er zumeist von dem 
Manne herrührt, würde diesem allein gehören und die Frau, der ihr 
eingebraehtes Vermögen unter der Verwaltung des Mannes unge- 
schmälert bliebe, würde bei Auflösung der Ehe durch angemessene 
Erbvortheile für ihre Beihülfe zu entschädigen sein. 

Hiernach kann es kaum zweifelhaft sein, dass Frankfurt dem 
Entwürfe zuzustimmeu keinen Grund hat und dass vielmehr sein Be- 
streben dahin gehen müsste, au der bloscn Err. -Gemeinschaft fetszu- 
hnltcn, zudem da, wie schon der Bericht der Commission richtig be- 
merkt, dieselbe beinahe durchgängig in den neuerworbenen Gebieten 
herrscht und es mithin viel zweckmässiger wäre, dass der ohnehin 
kleinere Tlieil des ostrheinischen Bezirks, in welchem dies nicht der 
Fall ist, hierin sich dem in weit grösserem Umfange geltenden Rechte 
anschlösse. 

Indessen könnte man auch auf der andern Seite sagen, dass 
grade, weil die Systeme der Errungenschaft- und der Particular - Gg. 
im Wesentlichen auf derselben Grundlage beruhen und während der 
Dauer der Ehe nicht viel von einander abweichcn, die Annahme des 
letzteren Güterstandes auch keine grossen Inconvenienzen mit sieh 
führen dürfte und dass, wenn nur dadurch in einem grösseren Gebiete 
eine Rechts-Einheit erzielt werden könnte, dieses offenbaren Vortheils 
wegen auch Frankfurt auf sein bisheriges Recht verzichten solle. 

Würde aber diese Voraussetzung eiutretou, so müsste der vor- 
liegende Entwurf doch in wesentlichen Punkteu modifizirt werden, 
wenn nicht bei den meisten Ehen begüterter Leute durch Ehever- 
träge ein abweichendes Recht begründet werden soll. Zu den be- 
reits oben überhaupt geltend gemachten Bedenken treten dann noch 
weitere hinzu. In dem ganzen Bezirke, für welchen dieser Entwurf 
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ursprünglich bestimmt war, findet sich mit Ausnahme von Wetzlar 
kein grösserer Ort und es ist begreiflich, dass ein für eine vorzugs- 
weise ländliche Bevölkerung berechnetes Gesetz den Bedürfnissen einer 
städtischen Einwohnerschaft nicht überall entsprechen kann. Ebenso 
ist aber auch bekannt, dass umgekehrt ein Ehe-Güterrceht , welches 
sich in den Städten bewährt, auch auf dem Lande nicht nachtheilig 
wirkt*'). Wenn daher auf dem Lande der Begriff der Immobilien 
auf die wirklichen Liegenschaften beschränkt werden kann, so ist dies 
in einer Handelsstadt nicht thunlich und die in Frankfurt geltende 
Immobilisirung gewisser Forderungsrechte, namentlich der Hypotheken 
und der mit hypothekarischer Sicherheit versehenen Werthpapiere 
(vgl. oben S. 35) wäre daher in den Entwurf an Stelle des §. 10 aufzu- 
nehmen. Es kommt hierbei weniger darauf an, ob ein Gegenstand wirk- 
lich unbeweglich ist, als darauf, dass der Grundstock des Vermögens, 
die Basis, auf welcher der Familien -Wohlstand beruht, die mit der 
Immobiliarqualität verbundene festere Stellung einnehme. In den 
Städten aber bildet Haus und Hof nicht diesen Grundstock wie auf 
dem Lande. Ebenso wäre der Grundsatz der Surrogate in §. 7 
wieder herzustellen. Sodann müsste, wie schon oben bemerkt, die 
Ehefrau theils ihrer ganz untergeordneten Stellung entnommen, tlieils 
ftlr ihr in die Ehe gebrachtes Vermögen besser gesichert werden. 
Es liegt ein Widerspruch darin, auf der einen Seite die Frau als mit- 
thütig bei dem ehelichen Erwerbe und daran betheiligt anzuselien, 
auf der andern Seite sie allen rechtlichen Einflusses auf die Erhaltung 
des ehelichen Vermögens zu berauben, ebenso wie sie auf der einen 
Seite von jeder Theilnahme an der Disposition über das gemeinschaft- 
liche auch ihr Mobiliar - Einbringen umfassende Vermögen auszu- 
schliessen und sie auf der andern Seite ohne genügende Sicherheit 
für dasselbe zu lassen. Es ist in Frankfurt wie in andern Handels- 
städten immer darauf gesehen worden, das Vermögen der Frau vor 
den Wechselfallen des Handels thuulichst zu schützen und in diesem 



Sl ) Gerken Uber die eheliche Gg. des Erwerbs in der Grafschaft Wittgen- 
stein (Neues Archiv für prenss. Recht Bd. XII. Arnsburg 1847. S. 408) bespricht 
dos noch der Witgonst. Gerichtsordnung von 1569 geltende Gliterrecht. Er be- 
merkt, dass diese Erwerbs-Gg. nur auf wirklich gemeinschaftliche Arbeit gehe, 
was der Richter, Advokat, Arzt erwerbe, sei daher kein acquästus conjugalis: die 
ganze Gerichts-Ordnung sei nicht für die Bcamtcu n. s. w., sondern für die Bauern 
gegeben und passe für sie. Aber, was Gerken nicht wusste, diese Gerichts- 
ordnung ist in der fraglichen Materie eine beinahe wörtliche Wiederholung der 
Frankfurter Reformation. Vgl. Zeitschrift fiir deutsches Recht X. 58. 
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Vcrmiigen bei Unglücksfallen einen Anhalt t'ür die Familie zu schaffen. 
Den Gläubigem, die dies Verhältnis« kennen, und sieb, wie die Er- 
fahrung zeigt, wenn sie bei ihrer Geschäftsverbindung mit dem Manne 
auch auf das Vermögen der Frau rechnen, durch besondere Ueber- 
einkunft mit der Frau zu sichern wissen, geschieht damit kein Un- 
recht. Die Frauen, denen man im fränkischen Rechte seit Jahrhun- 
derten bei der gesammtcn Hand eine Mitwirkung cinräumte, sind 
heut zu Tage zu derselben nicht weniger befähigt wie früher. End- 
lich wäre die prorogata zu beseitigen, da diese auf ganz anderen Vor- 
aussetzungen beruht, nls wie sie in den grösseren Städten anzunehmen 
sind. Bei den Ackerbürgern kleiner Orte und bei den Bauern in 
Westfalen, woher diese prorogata stammt, ist es allerdings die Regel, 
dass die Kinder in dem elterlichen Geschäfte oder Haushalte eine 
solche Beihülfe leisten, die nach dem Tode des einen parens als Aus- 
gleichung dafttr sich ansehen lässt, dass der überlebende Gatte seinen 
gesammten Erwerb des Wittweustandes in die fortgesetzte Gemein- 
schaft einzuwerfen hat. Bleiben ja dort selbst die nachgobomen Ge- 
schwister, wenn der Bauerhot dem Aeltestcn zufällt, meistens auch 
auf dem Hofe und gewähren in ihrer Arbeit die Gegenleistung für 
den Unterhalt und die einstige Aussteuer, die sie aus dem Hofe empfangen. 
Dass aber die erwachsenen Kinder in den >Stiidten in dem Hause des 
verwittweten parens bleiben und miterwerben, ist ein seltener Fall. 
Die prorogata könnte hier nur eingeftlhrt werden, um beinahe immer 
durch Testamente oder alsbaldige Schichtung beseitigt zu werden. 

Bei meinem Vortrage Uber diesen Entwurf im Kreise der juri- 
stischen Gesellschaft wurden neben den allgemeinen Grundsätzen des- 
selben auch die einzelnen Bestinunungen eingehend besprochen : dar- 
auf auch hier einzugehen und das Ergebnis« der Berathung in der 
Form eines Gcgen-Entwurfs, wie ein solcher von einem andern Mit- 
glied der Gesellschaft vorgelegt wurde, zusammenzufassen, schien 
nicht am Platze, sondern mag einer spätem Zeit Vorbehalten bleiben. 
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